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Das Politische System der Europäischen Union 

Einleitung 

1. Entstehung und historische Entwicklung der Europäischen 
Union 
 

1.1 Die Anfänge: Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
(EGKS)  

Die Gründung der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) markiert den ersten 
Schritt in Richtung der heutigen Europäischen Union. Die politischen und wirtschaftlichen Ziele 
dieser Gründung legten den Grundstein für die spätere Integration und Zusammenarbeit der 
europäischen Staaten. 

1.1.1 Historischer Hintergrund 

Nach dem Zweiten Weltkrieg lag Europa in Trümmern. Die Kriege hatten die Notwendigkeit einer 
tiefgreifenden Zusammenarbeit und Integration der europäischen Länder deutlich gemacht, um 
künftige Konflikte zu verhindern. In diesem Kontext entwickelte der französische Außenminister 
Robert Schuman 1950 den Schuman-Plan. 

1.1.2 Die Schaffung der EGKS 

Der Schuman-Plan sah vor, die Produktion von Kohle und Stahl, den Schlüsselressourcen für die 
Kriegsführung, unter eine gemeinsame Hoheit zu stellen. Dadurch sollte die Abhängigkeit der 
Mitgliedsländer voneinander erhöht werden, was die Chancen eines erneuten Krieges verringern 
sollte. Am 9. Mai 1950 stellte Schuman seinen Plan vor, der als Schuman-Erklärung bekannt 
wurde. Dieses Datum wird heute als Europatag gefeiert. 

1.1.3 Die Gründungsverträge und Ziele der EGKS 

Die Gründungsverträge wurden in Form des Vertrags über die Gründung der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl unterzeichnet und traten 1951 in Kraft. Die EGKS bestand aus 
sechs Gründungsmitgliedern: Frankreich, Deutschland, Italien, Belgien, Niederlande und 
Luxemburg. 

Die Ziele der EGKS waren: 

• Die Förderung von Frieden und Stabilität durch enge wirtschaftliche Verflechtung. 
• Die Schaffung eines gemeinsamen Marktes für Kohle und Stahl. 
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• Die Etablierung einer übernationalen Behörde zur Verwaltung der Kohle- und 
Stahlproduktion. 

1.1.4 Die Organe der EGKS 

Die EGKS verfügte über eigene Organe: 

• Die Hohen Behörde: Sie war das Exekutivorgan der EGKS und hatte die Aufgabe, die 
Einhaltung der Verträge zu überwachen und politische Empfehlungen auszusprechen. 

• Die Gemeinsame Versammlung: Sie setzte sich aus Vertretern der nationalen Parlamente 
der Mitgliedsländer zusammen und hatte beratende Funktion. 

• Der Gerichtshof der EGKS: Er war für die Auslegung der Verträge und Streitbeilegung 
zuständig. 

1.1.5 Bedeutung und Erbe der EGKS 

Die EGKS war ein bedeutender Schritt in der europäischen Integration. Sie schuf die Grundlage für 
die Zusammenarbeit der europäischen Staaten in wirtschaftlichen Angelegenheiten und trug zur 
Vertrauensbildung zwischen den ehemaligen Kriegsgegnern bei. Das erfolgreiche Funktionieren 
der EGKS legte den Grundstein für die Schaffung weiterer europäischer Gemeinschaften, die 
schließlich zur Bildung der Europäischen Union führten. 

Die Erfahrungen und Errungenschaften der EGKS sind bis heute relevant und dienen als 
historisches Beispiel für die Möglichkeit der politischen und wirtschaftlichen Integration von 
souveränen Staaten. 

 

1.2 Die Römischen Verträge und die Schaffung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und Euratom  

Die Römischen Verträge von 1957 markieren einen weiteren bedeutenden Schritt in der 
Entwicklung der europäischen Integration. Sie führten zur Schaffung der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom), die neben 
der bereits bestehenden Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl (EGKS) den Grundstein 
für die heutige Europäische Union legten. 

1.2.1 Hintergrund und Kontext 

Nach dem Erfolg der EGKS wurde der Wunsch nach einer tieferen wirtschaftlichen und politischen 
Integration in Europa immer stärker. Die Römischen Verträge wurden entwickelt, um die 
Zusammenarbeit zwischen den europäischen Ländern in den Bereichen Wirtschaft und Energie 
weiter voranzutreiben. 

1.2.2 Die Schaffung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) 
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Die EWG wurde durch den Vertrag zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(EWG-Vertrag) ins Leben gerufen. Ziel der EWG war es, einen gemeinsamen Markt zu schaffen, in 
dem der freie Verkehr von Gütern, Dienstleistungen, Kapital und Personen gewährleistet wurde. 
Dies sollte den Wohlstand steigern und wirtschaftliches Wachstum fördern. 

1.2.3 Die Schaffung der Europäischen Atomgemeinschaft (Euratom) 

Parallel zur EWG wurde die Euratom gegründet, um die friedliche Nutzung der Atomenergie zu 
fördern. Die Mitgliedstaaten sollten gemeinsam Atomforschung betreiben, nukleare 
Sicherheitsstandards etablieren und den freien Verkehr von nuklearen Materialien sicherstellen. 

1.2.4 Die Institutionen der EWG und Euratom 

Die EWG und Euratom teilten sich einige Institutionen mit der EGKS, während andere neu 
geschaffen wurden: 

• Die Kommission der Europäischen Gemeinschaften: Zuständig für Exekutivaufgaben und 
Gesetzesinitiativen. 

• Der Ministerrat: Bestehend aus Vertretern der Mitgliedstaaten, verantwortlich für 
politische Entscheidungen und Gesetzgebung. 

• Die Europäische Versammlung: Ein beratendes Gremium, das später zum Europäischen 
Parlament wurde. 

• Der Gerichtshof der Europäischen Gemeinschaften: Verantwortlich für die Auslegung und 
Durchsetzung der Verträge. 

1.2.5 Bedeutung der Römischen Verträge 

Die Römischen Verträge markieren einen entscheidenden Schritt hin zur politischen Integration 
Europas. Die Schaffung der EWG und Euratom legte den Grundstein für den europäischen 
Binnenmarkt und ermöglichte eine tiefere wirtschaftliche Kooperation zwischen den 
Mitgliedstaaten. Dies führte zu erhöhtem Wohlstand und wirtschaftlichem Wachstum. Darüber 
hinaus etablierten die Römischen Verträge die Grundprinzipien der „immer engeren Union“ und 
der supranationalen Integration, die bis heute die europäische Integration prägen. 

Die Erfolge und Errungenschaften der EWG und Euratom legten den Weg für weitere 
Integrationsschritte in den kommenden Jahrzehnten, die schließlich zur Bildung der Europäischen 
Union führten. 

 

1.3 Die Entwicklung zur Europäischen Union (EU) und die verschiedenen 
Erweiterungsrunden  

Die Entwicklung von der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der Europäischen 
Atomgemeinschaft (Euratom) zur Europäischen Union (EU) sowie die Erweiterungsrunden haben 
die EU zu einer der bedeutendsten politischen und wirtschaftlichen Organisationen der Welt 
gemacht. 
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1.3.1 Die Entwicklung zur Europäischen Union (EU) 

In den folgenden Jahrzehnten nach der Gründung der EWG und Euratom kam es zu einer 
schrittweisen Vertiefung der europäischen Integration. Dies führte zur Schaffung der 
Europäischen Union (EU) durch den Vertrag von Maastricht im Jahr 1992. 

Der Vertrag von Maastricht etablierte die EU als übergeordnete politische und wirtschaftliche 
Organisation, die nicht nur wirtschaftliche, sondern auch politische Ziele verfolgte. Die EU erhielt 
eigene Organe wie das Europäische Parlament, den Europäischen Rat und die Europäische 
Kommission, um die politische Integration zu stärken. 

1.3.2 Die Erweiterungsrunden der EU 

Die EU hat im Laufe der Zeit eine Reihe von Erweiterungsrunden erlebt, bei denen neue 
Mitgliedstaaten aufgenommen wurden. Diese Erweiterungen trugen dazu bei, den Einfluss und 
die Reichweite der EU zu vergrößern und die Ideale von Frieden, Stabilität und Wohlstand auf 
mehr Länder auszudehnen. 

Beispiele für Erweiterungsrunden sind: 

• Die erste Erweiterungsrunde 1973: Dänemark, Irland und das Vereinigte Königreich traten 
der EU bei. 

• Die Osterweiterung 2004: Zehn Länder, hauptsächlich aus Osteuropa, traten der EU bei, 
darunter Polen, Ungarn, Tschechien und die baltischen Staaten. 

• Die Erweiterungsrunde 2007: Bulgarien und Rumänien wurden Mitglieder der EU. 
• Die jüngste Erweiterungsrunde 2013: Kroatien trat der EU bei. 

1.3.3 Bedeutung der Entwicklung zur EU und der Erweiterungen 

Die Entwicklung von der EWG zur EU und die Erweiterungsrunden haben die EU zu einer politisch, 
wirtschaftlich und sozial integrierten Gemeinschaft gemacht. Die EU verfolgt nicht nur 
wirtschaftliche Ziele, sondern setzt sich auch für gemeinsame Werte wie Frieden, Demokratie, 
Menschenrechte und soziale Gerechtigkeit ein. 

Die Erweiterungen haben die EU zu einer vielfältigen Gemeinschaft gemacht, die Länder mit 
unterschiedlichen Hintergründen und Interessen vereint. Sie haben auch dazu beigetragen, die 
Stabilität in Europa zu fördern und die Zusammenarbeit auf internationaler Ebene zu stärken. 

Die Entwicklung zur EU und die Erweiterungen sind ein Zeugnis für den Erfolg der europäischen 
Integration und zeigen, wie Länder durch gemeinsame Anstrengungen und Kompromisse in der 
Lage sind, eine starke und einflussreiche politische Einheit zu schaffen. 

 

1.4 Die Herausforderungen und Veränderungen seit der Gründung  

Die Europäische Union (EU) hat seit ihrer Gründung eine beeindruckende Entwicklung 
durchlaufen, jedoch auch mit zahlreichen Herausforderungen und Veränderungen konfrontiert. 
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Diese haben die EU geprägt und dazu geführt, dass sie sich kontinuierlich anpassen und 
weiterentwickeln musste. 

1.4.1 Wirtschaftliche Herausforderungen 

Die EU sah sich seit ihrer Gründung mit wirtschaftlichen Herausforderungen konfrontiert, 
darunter: 

• Die Eurokrise: Insbesondere während und nach der globalen Finanzkrise von 2008 wurden 
die wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den EU-Mitgliedstaaten deutlich. Einige 
Länder, wie Griechenland, Portugal und Irland, gerieten in ernsthafte wirtschaftliche 
Schwierigkeiten, was zu Spannungen innerhalb der Eurozone führte. 

• Arbeitslosigkeit und Ungleichheit: Die hohe Arbeitslosigkeit in einigen Regionen sowie die 
soziale Ungleichheit innerhalb der EU stellten langfristige Herausforderungen dar. 

1.4.2 Politische Herausforderungen 

Die EU sah sich auch politischen Herausforderungen gegenüber, darunter: 

• Brexit: Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU war ein bedeutendes Ereignis, 
das politische Unsicherheit und wirtschaftliche Auswirkungen mit sich brachte. 

• Migration und Flüchtlingskrise: Die hohe Zahl von Flüchtlingen und Migranten, die in die 
EU kamen, führte zu politischen Spannungen und Fragen hinsichtlich der gemeinsamen 
Migrationspolitik. 

1.4.3 Demokratische Legitimität und Bürgernähe 

Ein immer wiederkehrendes Thema in der EU war die Frage der demokratischen Legitimität und 
der Bürgernähe. Kritiker argumentierten, dass die Entscheidungsstrukturen der EU zu 
undurchsichtig und zu weit von den Bürgern entfernt seien. Dies führte zu Debatten über die 
Stärkung der Rolle des Europäischen Parlaments und die Förderung der Bürgerbeteiligung. 

1.4.4 Technologische und soziale Veränderungen 

Die rasante Entwicklung von Technologie und die Veränderungen in der Arbeitswelt beeinflussten 
auch die EU. Fragen im Zusammenhang mit Datenschutz, digitalem Handel und der Sicherung 
von Arbeitsrechten in einer sich verändernden Wirtschaft waren Themen von hoher Relevanz. 

1.4.5 Umwelt- und Klimaherausforderungen 

Die EU stand auch vor Herausforderungen im Bereich Umwelt und Klima. Die Notwendigkeit, 
nachhaltige Maßnahmen zu ergreifen, um den Klimawandel zu bekämpfen und Umweltschutz zu 
fördern, führte zu neuen politischen Initiativen und Gesetzgebungen. 

1.4.6 Anpassungen und Reformen 
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Trotz dieser Herausforderungen hat die EU sich kontinuierlich angepasst und reformiert, um auf 
die sich ändernde politische, wirtschaftliche und soziale Landschaft zu reagieren. Dies zeigt sich in 
den Vertragsänderungen, neuen Politikfeldern und dem Bemühen, die EU bürgernäher und 
demokratischer zu gestalten. 

Die Herausforderungen und Veränderungen seit der Gründung der EU unterstreichen die 
Notwendigkeit einer flexiblen und anpassungsfähigen Organisation, die bereit ist, auf die 
Bedürfnisse und Anliegen ihrer Mitgliedstaaten und Bürger einzugehen. 
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2. Die Institutionen der Europäischen Union  
 

2.1 Europäisches Parlament 

 

2.1.1 Aufgaben und Zuständigkeiten  

Das Europäische Parlament (EP) ist eine der wichtigsten Institutionen der Europäischen Union (EU) 
und repräsentiert die Bürgerinnen und Bürger der EU. Es hat vielfältige Aufgaben und 
Zuständigkeiten, die die gesetzgebende, kontrollierende und repräsentative Rolle des Parlaments 
widerspiegeln. 

Gesetzgebende Aufgaben: 

• Mitentscheidungsverfahren: Das EP übt zusammen mit dem Rat der Europäischen 
Union die Gesetzgebungsbefugnis aus. In vielen Politikbereichen, wie dem Binnenmarkt, 
Umweltschutz und Verbraucherschutz, ist das EP gleichberechtigt am 
Gesetzgebungsprozess beteiligt. Es kann Änderungen an Gesetzesvorschlägen vornehmen 
und muss diesen zustimmen, bevor sie Gesetzeskraft erlangen. 

Haushaltsbefugnisse: 

• Haushaltskontrolle: Das EP hat das Recht, den EU-Haushalt zu genehmigen oder 
abzulehnen. Es prüft die Ausgaben der EU und stellt sicher, dass sie den politischen 
Prioritäten und den Bedürfnissen der Bürger entsprechen. 

Kontrollfunktion: 

• Parlamentarische Anfragen und Untersuchungen: Das EP hat das Recht, Fragen an die 
Europäische Kommission und den Rat zu stellen, um Informationen zu erhalten oder 
politische Verantwortung einzufordern. Es kann auch Untersuchungsausschüsse einsetzen, 
um bestimmte Angelegenheiten genauer zu untersuchen, wie etwa Fälle von Korruption 
oder Missmanagement. 

Repräsentative Funktion: 

• Vertretung der Bürger: Die Mitglieder des EP, auch Abgeordnete genannt, werden in 
direkten Wahlen von den Bürgerinnen und Bürgern der EU-Mitgliedstaaten gewählt. Das 
EP repräsentiert somit die Interessen und Meinungen der Menschen auf europäischer 
Ebene. 

Internationale Beziehungen: 
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• Zusammenarbeit mit anderen Parlamenten: Das EP pflegt Beziehungen zu Parlamenten 
auf der ganzen Welt und ist in internationalen Angelegenheiten aktiv. Es kann auch 
Abkommen und Verträge ratifizieren, die von der EU ausgehandelt wurden. 

Demokratische Legitimität: 

• Stärkung der Demokratie: Das EP stärkt die demokratische Legitimität der EU, da es die 
Interessen der Bürgerinnen und Bürger repräsentiert und in den Entscheidungsprozess 
eingebunden ist. 

Die Aufgaben und Zuständigkeiten des Europäischen Parlaments verdeutlichen seine wichtige 
Rolle als demokratisch gewählte Institution, die die EU-Gesetzgebung beeinflusst, politische 
Verantwortung überwacht und die Bürgerinteressen auf europäischer Ebene vertritt. 

 

2.1.2 Die Wahl des Europäischen Parlaments  

Die Wahl des Europäischen Parlaments (EP) ist ein zentraler Prozess, der die demokratische 
Legitimität der Europäischen Union (EU) sicherstellt und den Bürgerinnen und Bürgern die 
Möglichkeit gibt, ihre Vertreter auf europäischer Ebene zu wählen. Die Wahl findet alle fünf Jahre 
statt und hat einen direkten Einfluss auf die Zusammensetzung und die politische Ausrichtung des 
EP. 

Wahlverfahren: 

• Proportionalität: Die meisten EU-Mitgliedstaaten verwenden ein 
Verhältniswahlrechtssystem für die EP-Wahlen. Dies bedeutet, dass die Sitze im EP 
proportional zu den Stimmenanteilen der politischen Parteien verteilt werden. 

Listenwahl und persönliche Stimmabgabe: 

• Listenwahl: Die Parteien stellen Listen von Kandidaten auf, die in den jeweiligen 
Mitgliedstaaten gewählt werden können. Wählerinnen und Wähler stimmen für eine 
bestimmte Parteiliste. 

• Persönliche Stimmabgabe: In einigen Ländern können Wählerinnen und Wähler auch 
eine persönliche Präferenz für einen Kandidaten auf der Liste ausdrücken, indem sie ihre 
Stimme individualisieren. 

Wahlkreise: 

• Nationale Wahlkreise: Einige Länder teilen das Land in Wahlkreise auf, in denen die 
Abgeordneten des EP gewählt werden. Die Sitze in jedem Wahlkreis werden dann 
proportional verteilt. 

Überregionale Listen: 
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• Transnationale Listen: In einigen Ländern können Parteien transnationale Listen 
aufstellen, die über die nationalen Grenzen hinweg gelten. Dies ermöglicht es den 
Wählerinnen und Wählern, Kandidaten aus verschiedenen Ländern zu wählen. 

Wahldatum und Wahlbeteiligung: 

• Wahldatum: Die EP-Wahlen finden alle fünf Jahre im Zeitraum von Ende Mai bis Anfang 
Juni statt. Die genauen Termine können je nach Land variieren. 

• Wahlbeteiligung: Die Wahlbeteiligung bei den EP-Wahlen variiert stark zwischen den 
Mitgliedstaaten. Einige Länder verzeichnen eine hohe Wahlbeteiligung, während sie in 
anderen relativ niedrig ist. 

Ergebnisse und Sitzverteilung: 

• Sitzverteilung: Die Anzahl der Sitze im EP pro Land ist proportional zur 
Bevölkerungsgröße des Landes. Die genaue Verteilung wird in jedem Land individuell 
festgelegt. 

• Fraktionen: Die gewählten Abgeordneten schließen sich im EP zu politischen Fraktionen 
zusammen, die ähnliche politische Überzeugungen vertreten. Diese Fraktionen 
beeinflussen die Arbeit und Entscheidungen im Parlament. 

Die Wahl des Europäischen Parlaments ist ein grundlegender Akt der demokratischen Teilhabe 
der EU-Bürgerinnen und -Bürger. Sie ermöglicht es den Wählerinnen und Wählern, die politische 
Ausrichtung der EU mitzugestalten und ihre Interessen auf europäischer Ebene zu vertreten. 

 

2.1.3 Die Arbeitsweise und Struktur des Europäischen Parlaments  

Das Europäische Parlament (EP) ist die direkt gewählte Legislative der Europäischen Union (EU). 
Seine Arbeitsweise und Struktur sind darauf ausgerichtet, die Interessen der Bürgerinnen und 
Bürger zu vertreten, die EU-Gesetzgebung zu gestalten und die politische Kontrolle auszuüben. 

Plenarsitzungen: 

• Ort: Die Plenarsitzungen finden im Gebäude des Europäischen Parlaments in Straßburg 
statt, während die Ausschusssitzungen und weitere Aktivitäten in Brüssel stattfinden. 

• Abgeordnete: Die Abgeordneten versammeln sich zu regelmäßigen Plenarsitzungen, um 
über Gesetzesvorschläge, Resolutionen und politische Fragen zu debattieren und 
abzustimmen. 

Ausschüsse: 

• Ausschüsse: Das EP verfügt über eine Vielzahl von Ausschüssen, die sich mit spezifischen 
Politikbereichen befassen. Diese Ausschüsse prüfen Gesetzesvorschläge, erarbeiten 
Berichte und Empfehlungen und führen Anhörungen durch. 
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• Berichterstatter: Jeder Ausschuss hat Berichterstatter, die für die Ausarbeitung von 
Berichten zu bestimmten Themen verantwortlich sind. 

Fraktionen: 

• Fraktionen: Die Abgeordneten schließen sich in politischen Fraktionen zusammen, die 
ähnliche politische Überzeugungen vertreten. Die Fraktionen spielen eine wichtige Rolle 
bei der Erarbeitung von Gesetzen und politischen Positionen. 

• Fraktionsvorsitzende: Jede Fraktion hat einen Vorsitzenden, der die Fraktion leitet und 
ihre politische Agenda koordiniert. 

Aussprachen und Abstimmungen: 

• Aussprachen: Während der Plenarsitzungen werden Themen in Aussprachen diskutiert. 
Abgeordnete können Reden halten und ihre Standpunkte präsentieren. 

• Abstimmungen: Das EP stimmt über Gesetzesvorschläge, Resolutionen und andere 
Angelegenheiten ab. Die Abstimmungen können per Handzeichen, elektronisch oder 
namentlich erfolgen. 

Zusammenarbeit mit anderen EU-Institutionen: 

• Mitentscheidungsverfahren: Das EP arbeitet mit dem Rat der Europäischen Union bei 
der Gesetzgebung zusammen. Bei vielen Gesetzgebungsverfahren haben beide 
Institutionen gleichberechtigtes Mitspracherecht. 

• Trilog-Verhandlungen: Um Kompromisse zu finden, nehmen Vertreter des EP, des Rates 
und der Europäischen Kommission an Trilog-Verhandlungen teil, um Einigung über 
Gesetzesvorschläge zu erzielen. 

Bürgerbeteiligung und Petitionen: 

• Bürgerbeteiligung: Das EP bietet den Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit, 
Petitionen einzureichen und an Anhörungen teilzunehmen, um ihre Anliegen und Sorgen 
vorzubringen. 

• Petitionsausschuss: Das EP verfügt über einen Petitionsausschuss, der Petitionen prüft 
und Empfehlungen abgibt. 

Die Arbeitsweise und Struktur des Europäischen Parlaments sind darauf ausgerichtet, eine 
demokratische, transparente und effiziente Vertretung der Bürgerinteressen auf europäischer 
Ebene zu gewährleisten. Durch Debatten, Ausschüsse, Fraktionen und Abstimmungen trägt das EP 
maßgeblich zur EU-Gesetzgebung und politischen Gestaltung bei. 
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2.2 Europäischer Rat 

 
 

2.2.1 Aufgaben und Zuständigkeiten  

Der Europäische Rat ist eine der wichtigsten Institutionen der Europäischen Union (EU) und spielt 
eine entscheidende Rolle bei der Festlegung der politischen Leitlinien und strategischen Ziele der 
EU. Die Aufgaben und Zuständigkeiten des Europäischen Rates sind auf die Formulierung der EU-
Politik und die politische Führung der Union ausgerichtet. 

Festlegung der politischen Leitlinien: 

• Der Europäische Rat setzt die übergeordneten politischen Ziele und Leitlinien für die EU 
fest. Dabei handelt es sich um langfristige strategische Entscheidungen, die die politische 
Agenda der EU beeinflussen. 

Bestimmung der allgemeinen politischen Richtung: 

• Der Europäische Rat bietet eine Plattform für Diskussionen über aktuelle politische 
Themen und Herausforderungen. Er trägt dazu bei, die allgemeine politische Richtung der 
EU zu bestimmen. 

Außen- und Sicherheitspolitik: 

• Der Europäische Rat legt die Grundzüge der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik 
(GASP) fest. Er kann gemeinsame Standpunkte zu internationalen Angelegenheiten 
formulieren und auf sicherheitspolitische Fragen reagieren. 

Bilaterale Beziehungen zu Drittstaaten: 

• Der Europäische Rat kann spezielle Beziehungen zu Drittstaaten oder internationalen 
Organisationen festlegen und vereinbaren. 

Institutionelle Fragen: 

• Der Europäische Rat kann institutionelle Fragen diskutieren und Entscheidungen treffen, 
die die EU-Institutionen betreffen. Hierzu gehört auch die Ernennung des Präsidenten der 
Europäischen Kommission. 

Vertragsänderungen: 

• Bei Vertragsänderungen, die die EU-Verträge betreffen, hat der Europäische Rat eine 
wichtige Rolle. Er kann Entscheidungen über die Eröffnung einer Regierungskonferenz 
treffen, die Vertragsänderungen vorbereitet. 
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Krisenbewältigung und strategische Ausrichtung: 

• Der Europäische Rat kann in Zeiten von Krisen und bedeutenden Veränderungen in der 
EU die strategische Ausrichtung der Union anpassen und koordinieren. 

Zusammenarbeit mit anderen Institutionen: 

• Der Europäische Rat arbeitet eng mit anderen EU-Institutionen zusammen, insbesondere 
mit der Europäischen Kommission. Er beeinflusst die politische Agenda und die 
Vorschläge der Kommission. 

Entscheidungsprozess und Vorsitz: 

• Der Europäische Rat tagt mindestens viermal im Jahr. Er wird von einem ständigen 
Präsidenten geleitet, der in der Regel alle zweieinhalb Jahre gewählt wird. Der Vorsitz 
wechselt regelmäßig zwischen den EU-Mitgliedstaaten. 

Der Europäische Rat ist von zentraler Bedeutung für die politische Führung und Ausrichtung der 
EU. Seine Aufgaben und Zuständigkeiten umfassen die Festlegung von politischen Zielen, die 
Reaktion auf Herausforderungen und die Koordinierung der politischen Aktivitäten der 
Mitgliedstaaten auf europäischer Ebene. 

 

2.2.2 Die Zusammensetzung und Entscheidungsprozesse  

Der Europäische Rat ist eine Institution der Europäischen Union (EU), die aus den Staats- und 
Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten besteht. Er spielt eine entscheidende Rolle bei der 
Festlegung der politischen Leitlinien und strategischen Ziele der EU. Die Zusammensetzung und 
Entscheidungsprozesse des Europäischen Rates sind darauf ausgerichtet, eine gemeinsame 
politische Ausrichtung der EU zu erreichen. 

Zusammensetzung: 

• Staats- und Regierungschefs: Der Europäische Rat setzt sich aus den Staats- und 
Regierungschefs der EU-Mitgliedstaaten sowie dem Präsidenten des Europäischen Rates 
und dem Präsidenten der Europäischen Kommission zusammen. 

Präsidentschaft des Europäischen Rates: 

• Ständiger Präsident: Der Europäische Rat hat einen ständigen Präsidenten, der die 
Treffen leitet und die Arbeit des Europäischen Rates koordiniert. Der ständige Präsident 
wird für eine Amtszeit von zweieinhalb Jahren ernannt. 

Entscheidungsprozesse: 
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• Konsensprinzip: Der Europäische Rat trifft seine Entscheidungen in der Regel im 
Konsens. Dies bedeutet, dass alle Mitglieder zustimmen müssen, damit eine Entscheidung 
getroffen werden kann. 

Gipfeltreffen und Treffen: 

• Regelmäßige Treffen: Der Europäische Rat tritt in der Regel viermal im Jahr zu regulären 
Gipfeltreffen zusammen. Zusätzliche Treffen können bei Bedarf einberufen werden. 

Politische Leitlinien und strategische Ziele: 

• Politische Agenda: Der Europäische Rat legt die politische Agenda der EU fest. Er setzt 
die übergeordneten politischen Ziele und Leitlinien für die EU-Mitgliedstaaten fest. 

Verabschiedung von Schlussfolgerungen: 

• Schlussfolgerungen: Nach den Gipfeltreffen veröffentlicht der Europäische Rat 
Schlussfolgerungen, die die getroffenen Entscheidungen und politischen Leitlinien 
widerspiegeln. Diese Schlussfolgerungen sind nicht rechtlich bindend, haben jedoch 
politisches Gewicht. 

Außenpolitik und internationale Beziehungen: 

• Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP): Der Europäische Rat legt die 
Grundzüge der GASP fest und kann gemeinsame Standpunkte zu internationalen 
Angelegenheiten formulieren. 

• Internationale Beziehungen: Der Europäische Rat kann Beziehungen zu Drittstaaten und 
internationalen Organisationen festlegen. 

Krisenbewältigung und strategische Ausrichtung: 

• Krisenbewältigung: Der Europäische Rat kann in Zeiten von Krisen und bedeutenden 
Veränderungen in der EU die strategische Ausrichtung der Union anpassen und 
koordinieren. 

Die Zusammensetzung und Entscheidungsprozesse des Europäischen Rates spiegeln seine Rolle 
als höchstes politisches Gremium der EU wider. Durch die Zusammenarbeit der Staats- und 
Regierungschefs der Mitgliedstaaten werden politische Ziele und Leitlinien festgelegt, die die 
Ausrichtung der EU in verschiedenen Politikbereichen beeinflussen. 

 

2.2.3 Die Rolle des Europäischen Rates bei der Festlegung der politischen 
Agenda  

Der Europäische Rat spielt eine entscheidende Rolle bei der Festlegung der politischen Agenda 
der Europäischen Union (EU). Als höchstes politisches Gremium der EU hat er die Aufgabe, die 
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übergeordneten politischen Ziele und Leitlinien der Union zu definieren. Die Rolle des 
Europäischen Rates bei der Festlegung der politischen Agenda ist von großer Bedeutung für die 
politische Ausrichtung und Prioritätensetzung der EU. 

Strategische Ausrichtung und politische Ziele: 

• Der Europäische Rat setzt die strategische Ausrichtung der EU fest, indem er politische 
Ziele und Leitlinien für die Mitgliedstaaten und die EU-Institutionen definiert. Diese Ziele 
können langfristige politische, wirtschaftliche oder soziale Aspekte betreffen. 

Festlegung von Prioritäten: 

• Der Europäische Rat identifiziert die wichtigsten politischen Prioritäten der EU. Dies kann 
sich auf verschiedene Politikbereiche erstrecken, wie Wirtschaft, Umweltschutz, soziale 
Gerechtigkeit, Außenpolitik und mehr. 

Reaktion auf aktuelle Herausforderungen: 

• In Zeiten von Krisen oder bedeutenden Veränderungen in der EU hat der Europäische Rat 
die Aufgabe, auf diese Herausforderungen zu reagieren und die politische Agenda 
entsprechend anzupassen. Dies kann die Neuausrichtung von Politikansätzen beinhalten. 

Internationale Beziehungen und Außenpolitik: 

• Der Europäische Rat kann gemeinsame Standpunkte zu internationalen Angelegenheiten 
formulieren und die Beziehungen zu Drittstaaten und internationalen Organisationen 
festlegen. Dies trägt zur Gestaltung der EU-Außenpolitik bei. 

Zusammenarbeit mit anderen EU-Institutionen: 

• Der Europäische Rat arbeitet eng mit anderen EU-Institutionen, insbesondere der 
Europäischen Kommission, zusammen, um sicherzustellen, dass die politische Agenda der 
EU kohärent und effektiv umgesetzt wird. 

Konsensprinzip und politische Führung: 

• Die Entscheidungen des Europäischen Rates werden im Allgemeinen im Konsens 
getroffen. Dies bedeutet, dass alle Mitglieder zustimmen müssen. Der Europäische Rat 
bietet somit eine Plattform für politische Führung und Kompromissfindung. 

Schlussfolgerungen und politische Ausrichtung: 

• Nach den Gipfeltreffen veröffentlicht der Europäische Rat Schlussfolgerungen, die die 
getroffenen Entscheidungen und politischen Leitlinien widerspiegeln. Diese 
Schlussfolgerungen haben politisches Gewicht und beeinflussen die politische 
Ausrichtung der EU. 
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Die Rolle des Europäischen Rates bei der Festlegung der politischen Agenda unterstreicht seine 
Funktion als politisches Steuerungsgremium der EU. Die von ihm gesetzten Ziele und Leitlinien 
prägen die politische Richtung der Union und beeinflussen die Politik in einer Vielzahl von 
Bereichen. 
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2.3 Europäische Kommission 

 

2.3.1 Aufgaben und Zuständigkeiten  

Die Europäische Kommission ist eine der zentralen Institutionen der Europäischen Union (EU) und 
spielt eine entscheidende Rolle bei der Umsetzung von EU-Politik und -Gesetzgebung. Ihre 
Aufgaben und Zuständigkeiten sind breit gefächert und umfassen politische, legislative, exekutive 
und administrative Funktionen. 

Initiative zur Gesetzgebung: 

• Die Europäische Kommission hat das alleinige Initiativrecht zur Gesetzgebung. Sie kann 
Vorschläge für neue Gesetze und Gesetzesänderungen unterbreiten, die dann vom 
Europäischen Parlament und dem Rat der Europäischen Union diskutiert und 
angenommen werden können. 

Gesetzesvorschläge ausarbeiten: 

• Die Kommission erarbeitet detaillierte Gesetzesvorschläge in enger Zusammenarbeit mit 
Fachexperten und unter Berücksichtigung der politischen Prioritäten der EU. 

Verhandlungen und Vertretung: 

• Die Europäische Kommission vertritt die EU in internationalen Verhandlungen und 
diplomatischen Angelegenheiten, um sicherzustellen, dass die Interessen der EU-
Mitgliedstaaten gewahrt werden. 

Überwachung und Umsetzung: 

• Die Kommission überwacht die Umsetzung von EU-Recht und -Politik in den 
Mitgliedstaaten. Sie kann rechtliche Schritte einleiten, wenn Mitgliedstaaten gegen ihre 
Verpflichtungen verstoßen. 

Verwaltung und Ausführung: 

• Die Europäische Kommission ist für die Verwaltung der EU-Programme und -Fonds 
verantwortlich, einschließlich der Finanzverwaltung und -kontrolle. 

Wettbewerbspolitik und Kartellrecht: 

• Die Kommission überwacht und reguliert den Wettbewerb auf dem Binnenmarkt, um 
fairen Wettbewerb sicherzustellen und Monopole oder wettbewerbswidrige Praktiken zu 
verhindern. 
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Außenhandel und Handelspolitik: 

• Die Kommission ist zuständig für die Verhandlung von Handelsabkommen und die 
Gestaltung der EU-Handelspolitik. 

Forschung und Innovation: 

• Die Europäische Kommission fördert Forschung und Innovation in der EU, um 
wissenschaftlichen Fortschritt und wirtschaftliche Entwicklung zu unterstützen. 

Umwelt- und Verbraucherschutz: 

• Die Kommission entwickelt politische Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
Verbraucherinteressen in der EU. 

Humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit: 

• Die Europäische Kommission leitet humanitäre Hilfe und Entwicklungszusammenarbeit, 
um in Krisen- und Entwicklungsländern Unterstützung zu bieten. 

Bürgerberatung und Informationsverbreitung: 

• Die Kommission berät und informiert die Bürgerinnen und Bürger über ihre Rechte, 
Möglichkeiten und die politische Agenda der EU. 

Die Europäische Kommission ist ein vielseitiges Organ, das eine Schlüsselrolle bei der Umsetzung 
und Gestaltung der EU-Politik spielt. Ihre Zuständigkeiten erstrecken sich über eine breite Palette 
von Politikbereichen und tragen zur Umsetzung der gemeinsamen Ziele und Werte der 
Europäischen Union bei. 

 

2.3.2 Die Ernennung und Struktur der Europäischen Kommission  

Die Europäische Kommission ist eine der zentralen Institutionen der Europäischen Union (EU) und 
besteht aus Kommissarinnen und Kommissaren, die für unterschiedliche Politikbereiche 
verantwortlich sind. Die Ernennung und Struktur der Europäischen Kommission sind darauf 
ausgerichtet, eine effektive und ausgewogene Umsetzung der EU-Politik zu gewährleisten. 

Ernennung der Kommissarinnen und Kommissare: 

• Vorschlag durch die Mitgliedstaaten: Jeder EU-Mitgliedstaat schlägt einen Kandidaten 
oder eine Kandidatin für das Amt des Kommissars oder der Kommissarin vor. 

• Bestätigung durch das Europäische Parlament: Die von den Mitgliedstaaten 
vorgeschlagenen Kandidaten werden vom Europäischen Parlament überprüft und 
bestätigt. Das Europäische Parlament kann Einwände gegen bestimmte Kandidaten 
erheben. 
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• Kollegium der Kommissarinnen und Kommissare: Nach der Bestätigung durch das 
Europäische Parlament bildet sich das Kollegium der Kommissarinnen und Kommissare, 
das die Führung und Verwaltung der Europäischen Kommission übernimmt. 

Präsident der Europäischen Kommission: 

• Vorschlag durch den Europäischen Rat: Der Europäische Rat schlägt einen Kandidaten 
für das Amt des Präsidenten der Europäischen Kommission vor. Dieser Vorschlag muss 
vom Europäischen Parlament bestätigt werden. 

• Führung der Kommission: Der Präsident leitet die Arbeit der Kommission, koordiniert 
die politische Agenda und vertritt die Kommission nach außen. 

Kommissarinnen und Kommissare: 

• Zuständigkeiten für Politikbereiche: Jeder Kommissar oder jede Kommissarin ist für 
einen bestimmten Politikbereich verantwortlich, wie z.B. Wirtschaft, Umwelt, 
Außenbeziehungen usw. 

• Kollegiale Entscheidungsfindung: Die Kommissarinnen und Kommissare treffen ihre 
Entscheidungen kollegial, wobei der Präsident eine koordinierende Rolle spielt. 

Generalsekretariat und Dienststellen: 

• Generalsekretariat: Das Generalsekretariat unterstützt den Präsidenten und die 
Kommissarinnen und Kommissare in administrativen und organisatorischen 
Angelegenheiten. 

• Dienststellen: Die Europäische Kommission verfügt über verschiedene Dienststellen, die 
sich mit spezifischen Politikbereichen befassen und die Umsetzung von EU-Politik 
unterstützen. 

Unabhängigkeit und Interessenkonflikte: 

• Unabhängigkeit: Die Mitglieder der Europäischen Kommission sind dazu verpflichtet, in 
unabhängiger Weise im Interesse der EU und ihrer Bürgerinnen und Bürger zu handeln. 

• Interessenkonflikte: Kommissarinnen und Kommissare müssen mögliche 
Interessenkonflikte offenlegen und sicherstellen, dass ihre Entscheidungen frei von 
persönlichem Nutzen oder Voreingenommenheit sind. 

Die Struktur der Europäischen Kommission spiegelt ihre Rolle als Exekutive der EU wider, die für 
die Umsetzung von EU-Politik und -Gesetzgebung verantwortlich ist. Die Ernennung der 
Kommissarinnen und Kommissare sowie des Präsidenten erfolgt durch eine Kombination von 
Vorschlägen, Überprüfungen und Bestätigungen, um sicherzustellen, dass die Kommission in der 
Lage ist, die politischen und administrativen Herausforderungen der EU zu bewältigen. 

 

2.3.3 Die Rolle der Kommission in der Gesetzgebung und Umsetzung  
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Die Europäische Kommission spielt eine zentrale Rolle in der Gesetzgebung und Umsetzung von 
EU-Politik und -Gesetzgebung. Ihre Aufgaben erstrecken sich von der Erarbeitung von 
Gesetzesvorschlägen bis zur Überwachung der Umsetzung von EU-Recht in den Mitgliedstaaten. 

Initiative zur Gesetzgebung: 

• Die Europäische Kommission hat das alleinige Initiativrecht zur Gesetzgebung. Sie kann 
Vorschläge für neue Gesetze und Gesetzesänderungen in verschiedenen Politikbereichen 
vorlegen. 

Erarbeitung von Gesetzesvorschlägen: 

• Die Kommission erarbeitet detaillierte Gesetzesvorschläge in enger Zusammenarbeit mit 
Fachexperten und unter Berücksichtigung der politischen Prioritäten der EU. 

Debatte und Diskussion: 

• Die Kommission präsentiert ihre Gesetzesvorschläge dem Europäischen Parlament und 
dem Rat der Europäischen Union. Diese Vorschläge werden diskutiert, geändert und 
letztendlich angenommen oder abgelehnt. 

Verhandlungen und Kompromisse: 

• Die Kommission spielt oft eine Rolle in den Verhandlungen zwischen dem Europäischen 
Parlament und dem Rat, um Kompromisse zu finden und gemeinsame Lösungen zu 
erzielen. 

Überwachung der Umsetzung: 

• Die Europäische Kommission überwacht die Umsetzung von EU-Recht und -Politik in den 
Mitgliedstaaten. Sie stellt sicher, dass die nationalen Gesetze und Maßnahmen im 
Einklang mit den EU-Vorschriften stehen. 

Verletzungsverfahren: 

• Wenn Mitgliedstaaten EU-Recht nicht ordnungsgemäß umsetzen oder gegen ihre 
Verpflichtungen verstoßen, kann die Kommission Verletzungsverfahren einleiten, um die 
Einhaltung sicherzustellen. 

Verwaltung und Finanzverwaltung: 

• Die Europäische Kommission ist für die Verwaltung von EU-Programmen und -Fonds 
verantwortlich. Sie verwaltet die Finanzmittel der EU und stellt sicher, dass sie 
entsprechend den politischen Prioritäten eingesetzt werden. 
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Außenvertretung und Diplomatie: 

• Die Kommission vertritt die EU in internationalen Verhandlungen und diplomatischen 
Angelegenheiten, insbesondere in Handels- und Außenpolitik. 

Forschung und Innovation: 

• Die Kommission fördert Forschung und Innovation in der EU, indem sie Finanzierung und 
Unterstützung für Projekte bereitstellt. 

Beratung und Expertise: 

• Die Kommission bietet Fachwissen und Beratung in verschiedenen Politikbereichen, um 
Entscheidungsträger und Interessenvertreter zu unterstützen. 

Die Rolle der Europäischen Kommission in der Gesetzgebung und Umsetzung ist entscheidend, 
um sicherzustellen, dass die politischen Ziele der EU in die Tat umgesetzt werden. Von der 
Erstellung von Gesetzesvorschlägen über die Überwachung der Umsetzung bis hin zur 
internationalen Vertretung der EU trägt die Kommission maßgeblich zur Gestaltung und 
Umsetzung der EU-Politik bei. 
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2.4 Europäischer Gerichtshof 

 
 

2.4.1 Aufgaben und Zuständigkeiten  

Der Rat der Europäischen Union, oft auch nur als "Rat" bezeichnet, ist eine der wichtigsten 
Institutionen der Europäischen Union (EU). Er spielt eine entscheidende Rolle bei der 
Gesetzgebung, der Koordinierung der Politik und der Zusammenarbeit der EU-Mitgliedstaaten. 
Die Aufgaben und Zuständigkeiten des Rates sind vielfältig und umfassen politische, legislative 
und koordinierende Funktionen. 

Gesetzgebung und Beschlussfassung: 

• Der Rat ist zusammen mit dem Europäischen Parlament für die Gesetzgebung der EU 
verantwortlich. Beide Institutionen müssen Gesetzesvorschläge diskutieren, ändern und 
abstimmen, bevor sie zu EU-Recht werden. 

Koordinierung der Politik: 

• Der Rat koordiniert die Politik der EU-Mitgliedstaaten in verschiedenen Politikbereichen, 
einschließlich Wirtschaft, Umwelt, Bildung, Justiz und mehr. 

Außenpolitik und internationale Beziehungen: 

• Der Rat entwickelt die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) der EU. Er kann 
gemeinsame Standpunkte zu internationalen Angelegenheiten formulieren und die 
Beziehungen zu Drittstaaten und internationalen Organisationen festlegen. 

Wirtschafts- und Finanzpolitik: 

• Der Rat beschließt wirtschaftliche und finanzpolitische Maßnahmen, um die Stabilität und 
das Wachstum der Eurozone und der EU insgesamt zu fördern. 

Koordination in Krisenzeiten: 

• In Zeiten von Krisen, sei es wirtschaftlich, politisch oder sicherheitsbezogen, spielt der Rat 
eine wichtige Rolle bei der Koordinierung der Reaktion der EU-Mitgliedstaaten. 

Verhandlungen und Kompromisse: 

• Der Rat verhandelt mit dem Europäischen Parlament und der Europäischen Kommission, 
um Kompromisse zu finden und politische Einigung in verschiedenen Politikbereichen zu 
erzielen. 

Ratssitzungen und Arbeitsgruppen: 



 

UKRAINIANS INTERNATIONAL e.V.    
 

Ukrainians Interna�onal e.V. – Vereinsregister Amtsgericht Stu gart VR 725972 Autor: Siegfried Kraus 

- Internet: www.ukrainians-interna�onal.com – E-Mail: info@ukrainians-interna�onal.com Seite 25 

 

• Der Rat tritt in verschiedenen Konstellationen zusammen, abhängig vom Politikbereich, 
der behandelt wird. Es gibt beispielsweise den Rat für Allgemeine Angelegenheiten, den 
Rat für Wirtschaft und Finanzen (ECOFIN), den Rat für Umwelt usw. 

Rotation des Ratsvorsitzes: 

• Die Präsidentschaft des Rates wechselt alle sechs Monate zwischen den EU-
Mitgliedstaaten. Während dieser Zeit leitet der jeweilige Mitgliedstaat die Sitzungen und 
koordiniert die politische Arbeit des Rates. 

Umsetzung von EU-Recht: 

• Der Rat arbeitet mit den EU-Mitgliedstaaten zusammen, um sicherzustellen, dass EU-
Recht ordnungsgemäß in nationales Recht umgesetzt wird. 

Die Aufgaben und Zuständigkeiten des Rates der Europäischen Union reflektieren seine Rolle als 
Vertretung der Interessen der EU-Mitgliedstaaten und als Mitgesetzgeber der EU. Die 
Zusammenarbeit und Koordinierung der Mitgliedstaaten in verschiedenen Politikbereichen sind 
von entscheidender Bedeutung für die Umsetzung der EU-Politik und -Gesetzgebung. 

 

2.4.2 Die Struktur und Funktionsweise des Europäischen Gerichtshofs  

Der Europäische Gerichtshof (EuGH) ist eine der wichtigsten Institutionen der Europäischen Union 
(EU) und hat die Aufgabe, das EU-Recht auszulegen und sicherzustellen, dass es in den EU-
Mitgliedstaaten einheitlich angewendet wird. Die Struktur und Funktionsweise des EuGH sind 
darauf ausgerichtet, die Rechte und Pflichten der EU und ihrer Mitgliedstaaten zu wahren. 

Struktur des Europäischen Gerichtshofs: 

1. Gerichtshof (EuGH): 
• Der Gerichtshof ist das höchste Gericht der EU und hat seinen Sitz in Luxemburg. 
• Er besteht aus Richterinnen und Richtern, die von den EU-Mitgliedstaaten für 

jeweils sechs Jahre ernannt werden. Jeder Mitgliedstaat stellt einen Richter. 
• Der EuGH wird von einem Präsidenten geleitet, der ebenfalls von den Richtern 

gewählt wird. 

2. Gericht (EuG): 
• Neben dem EuGH existiert das Gericht, das für Klagen von Einzelpersonen, 

Unternehmen und Organisationen gegen Entscheidungen und Handlungen der 
EU-Organe zuständig ist. 

• Es besteht aus Richterinnen und Richtern, die von den EU-Mitgliedstaaten ernannt 
werden. 

3. Gericht für den öffentlichen Dienst der Europäischen Union (EGÖD): 
• Dieses Gericht ist für Klagen von Bediensteten der EU-Institutionen verantwortlich 

und hat die Aufgabe, Streitigkeiten im Zusammenhang mit ihren 
Arbeitsverhältnissen zu klären. 
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Funktionsweise des Europäischen Gerichtshofs: 

1. Vorabentscheidungsverfahren: 
• Ein Hauptmerkmal des EuGH ist seine Rolle als oberster Ausleger des EU-Rechts. 

Nationale Gerichte können dem EuGH Fragen zur Auslegung oder Gültigkeit von 
EU-Recht vorlegen, um sicherzustellen, dass das EU-Recht einheitlich in allen 
Mitgliedstaaten angewendet wird. 

2. Anfechtung von EU-Akten: 
• Einzelpersonen, Unternehmen und Mitgliedstaaten können vor dem EuGH Klage 

gegen Entscheidungen, Handlungen oder Unterlassungen von EU-Institutionen 
erheben, die ihre Rechte oder Pflichten beeinträchtigen. 

3. Nichtigkeitsklagen: 
• Der EuGH kann über Nichtigkeitsklagen entscheiden, die sich auf die 

Rechtmäßigkeit von EU-Akten beziehen, die von den EU-Institutionen erlassen 
wurden. 

4. Vertragsverletzungsverfahren: 
• Der EuGH kann Vertragsverletzungsverfahren gegen Mitgliedstaaten einleiten, 

wenn diese ihre Verpflichtungen aus dem EU-Recht nicht erfüllen. 

5. Schadensersatzklagen: 
• Personen, die durch rechtswidrige Handlungen der EU-Institutionen Schaden 

erlitten haben, können vor dem EuGH Schadensersatzklagen erheben. 

Der Europäische Gerichtshof spielt eine entscheidende Rolle bei der Sicherung der 
Rechtsstaatlichkeit und der einheitlichen Anwendung des EU-Rechts. Durch seine Auslegungen 
und Entscheidungen trägt er zur Klarheit und Stabilität des rechtlichen Rahmens der EU bei. 

 

2.4.3 Die Bedeutung der Rechtsprechung für die EU-Mitgliedstaaten  

Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) hat eine immense Bedeutung für die 
EU-Mitgliedstaaten, da sie die Auslegung und Anwendung des EU-Rechts auf nationaler Ebene 
beeinflusst und das Funktionieren der Europäischen Union als gemeinsamer Rechtsraum 
unterstützt. Die EuGH-Entscheidungen haben weitreichende Auswirkungen auf verschiedene 
Aspekte der Mitgliedstaaten und deren Beziehung zur EU. 

Einheitliche Auslegung des EU-Rechts: 

• Der EuGH sorgt für eine einheitliche Auslegung und Anwendung des EU-Rechts in allen 
Mitgliedstaaten. Dies ist entscheidend, um Rechtsunsicherheit zu vermeiden und gleiche 
Bedingungen für Bürger, Unternehmen und Organisationen in der gesamten EU zu 
gewährleisten. 

Vorrang des EU-Rechts: 
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• Die EuGH-Entscheidungen haben bestätigt, dass das EU-Recht Vorrang vor nationalem 
Recht hat. Wenn es zu Konflikten zwischen EU-Recht und nationalem Recht kommt, hat 
das EU-Recht in der Regel den Vorrang. 

Durchsetzung von EU-Rechten: 

• Die EuGH-Entscheidungen ermöglichen Einzelpersonen, Unternehmen und 
Organisationen, ihre Rechte unter dem EU-Recht vor nationalen Gerichten einzufordern. 

Überwachung der Umsetzung: 

• Der EuGH überwacht die korrekte Umsetzung des EU-Rechts in den Mitgliedstaaten. 
Wenn ein Mitgliedstaat EU-Recht nicht ordnungsgemäß umsetzt, kann der EuGH 
Vertragsverletzungsverfahren einleiten. 

Gleichheit und Nichtdiskriminierung: 

• Die EuGH-Entscheidungen tragen dazu bei, Diskriminierung aufgrund der 
Staatsangehörigkeit zu verhindern und das Prinzip des freien Verkehrs von Waren, 
Dienstleistungen, Personen und Kapital zu gewährleisten. 

Bedeutung für die Mitgliedstaaten: 

• Die EuGH-Entscheidungen beeinflussen nationale Rechtsprechung und Gesetzgebung, da 
sie als Präzedenzfälle dienen können. Die nationalen Gerichte sind verpflichtet, die EuGH-
Entscheidungen zu berücksichtigen. 

Interessenabwägung: 

• Der EuGH berücksichtigt oft nicht nur die Rechte und Pflichten der Mitgliedstaaten, 
sondern auch die Interessen der Europäischen Union als Ganzes. 

Entwicklung des EU-Rechts: 

• Die Rechtsprechung des EuGH trägt zur Entwicklung des EU-Rechts bei, indem sie neue 
Interpretationen und Anwendungen schafft und zur Anpassung an sich verändernde 
Umstände beiträgt. 

Insgesamt spielt die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs eine grundlegende Rolle bei 
der Gewährleistung der Kohärenz, Einheitlichkeit und Wirksamkeit des EU-Rechts und hat direkte 
Auswirkungen auf die nationalen Rechtsordnungen der Mitgliedstaaten. Sie fördert die 
Umsetzung und Einhaltung der gemeinsamen europäischen Standards und stärkt das Vertrauen 
in den EU-weiten Rechtsrahmen. 
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3. Die Gesetzgebung in der Europäischen Union  
 

3.1 Die verschiedenen Rechtsakte der EU 

 
 

3.1.1 Verordnungen  

Verordnungen sind eine Art von Rechtsakt in der Europäischen Union (EU), die unmittelbar in 
allen Mitgliedstaaten gelten. Sie sind ein wichtiger Mechanismus zur Harmonisierung von 
Rechtsnormen und zur Schaffung eines einheitlichen Rechtsrahmens in der EU. Verordnungen 
werden von den EU-Institutionen erlassen und haben direkte Wirkung in den Mitgliedstaaten, 
ohne dass nationale Umsetzungsmaßnahmen erforderlich sind. 

Merkmale von Verordnungen: 

1. Unmittelbare Anwendbarkeit: Verordnungen sind unmittelbar anwendbar, sobald sie 
erlassen werden. Sie gelten in jedem Mitgliedstaat ohne die Notwendigkeit einer 
nationalen Umsetzung. 

2. Rechtliche Bindung: Verordnungen sind für alle Mitgliedstaaten und ihre Bürgerinnen 
und Bürger verbindlich. Die Mitgliedstaaten müssen sicherstellen, dass sie die 
Verordnungen vollständig einhalten. 

3. Vorrang des EU-Rechts: Verordnungen haben Vorrang vor nationalem Recht. Wenn es 
zu Konflikten zwischen einer Verordnung und nationalem Recht kommt, hat die 
Verordnung Vorrang. 

4. Einheitlicher Rechtsrahmen: Verordnungen dienen dazu, einheitliche Rechtsnormen und 
-standards in der gesamten EU sicherzustellen, um den Binnenmarkt zu fördern und 
Handelshemmnisse zu beseitigen. 

Beispiele für Verordnungen: 

1. Verordnungen im Bereich Wirtschaft: Beispielsweise gibt es EU-Verordnungen, die die 
Wettbewerbsregeln für Unternehmen festlegen, um fairen Wettbewerb im Binnenmarkt 
sicherzustellen. 

2. Umweltverordnungen: Es gibt Verordnungen im Umweltbereich, die beispielsweise 
Emissionsstandards für bestimmte Industrien festlegen, um Umweltauswirkungen zu 
reduzieren. 

3. Verordnungen im Lebensmittelbereich: Die EU erlässt Verordnungen, um 
Lebensmittelstandards und -etikettierung zu regulieren, um die Gesundheit und den 
Schutz der Verbraucher zu gewährleisten. 

4. Datenschutzverordnung: Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) ist eine bekannte 
Verordnung, die EU-weite Standards für den Schutz personenbezogener Daten festlegt. 

Verfahren zur Erlassung von Verordnungen: 
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1. Initiative: Die Europäische Kommission hat das Initiativrecht zur Erlassung von 
Verordnungen. Sie kann Gesetzesvorschläge vorlegen, die dann vom Europäischen 
Parlament und dem Rat diskutiert werden. 

2. Mitentscheidungsverfahren: Für viele Verordnungen wird das ordentliche 
Gesetzgebungsverfahren angewendet, bei dem das Europäische Parlament und der Rat 
gemeinsam über den Vorschlag der Kommission abstimmen. 

3. Annahme: Wenn Europäisches Parlament und Rat eine Verordnung annehmen, wird sie 
rechtskräftig und gilt unmittelbar in allen Mitgliedstaaten. 

Verordnungen sind ein zentrales Instrument zur Schaffung eines einheitlichen Rechtsrahmens in 
der EU. Sie tragen zur Vereinheitlichung von Normen, zur Beseitigung von Handelshemmnissen 
und zur Erreichung gemeinsamer Ziele in verschiedenen Politikbereichen bei. 

 

3.1.2 Richtlinien  

Richtlinien sind ein weiteres Instrument des europäischen Rechts, das von den EU-Institutionen 
verwendet wird, um gemeinsame Ziele und Standards in den Mitgliedstaaten zu fördern. Im 
Gegensatz zu Verordnungen haben Richtlinien nicht unmittelbar rechtliche Wirkung in den 
Mitgliedstaaten. Sie legen vielmehr Ziele fest, die von den Mitgliedstaaten in nationales Recht 
umgesetzt werden müssen. 

Merkmale von Richtlinien: 

1. Zielvorgaben: Richtlinien legen gemeinsame Ziele oder Standards fest, die in den 
Mitgliedstaaten erreicht werden sollen. Sie bieten Flexibilität bei der Umsetzung und 
berücksichtigen die unterschiedlichen rechtlichen und institutionellen Strukturen der 
Mitgliedstaaten. 

2. Verpflichtung zur Umsetzung: Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die Ziele der 
Richtlinien in nationales Recht umzusetzen. Sie haben jedoch gewisse Freiheit bei der 
Wahl der geeigneten Mittel zur Erreichung dieser Ziele. 

3. Anpassung an nationale Gegebenheiten: Da Richtlinien die Umsetzung in nationales 
Recht erfordern, können die Mitgliedstaaten die genauen Maßnahmen und Regelungen 
an ihre eigenen rechtlichen, wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen anpassen. 

4. Zeitrahmen: Richtlinien geben häufig einen Zeitrahmen vor, innerhalb dessen die 
Mitgliedstaaten die erforderlichen nationalen Rechtsvorschriften erlassen müssen. 

Beispiele für Richtlinien: 

1. Arbeitnehmerrechte: Es könnte eine Richtlinie geben, die Mindeststandards für 
Arbeitnehmerrechte in den Mitgliedstaaten festlegt, wie z.B. Arbeitszeit, Arbeitsschutz und 
Gleichbehandlung. 

2. Umweltschutz: Eine Richtlinie könnte gemeinsame Ziele für den Umweltschutz festlegen, 
wie die Reduzierung von Emissionen oder die Förderung erneuerbarer Energien. 

3. Verbraucherschutz: Richtlinien könnten Standards für den Verbraucherschutz festlegen, 
wie z.B. Vorschriften zur Produktsicherheit oder zur Kennzeichnung von Lebensmitteln. 
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4. Gesundheitswesen: Eine Richtlinie könnte harmonisierte Normen für die 
Gesundheitsversorgung festlegen, um die Qualität der medizinischen Versorgung in der 
gesamten EU zu verbessern. 

Verfahren zur Erlassung von Richtlinien: 

1. Initiative: Wie bei Verordnungen hat die Europäische Kommission das Initiativrecht zur 
Erlassung von Richtlinien. Sie schlägt Gesetzesvorschläge vor, die dann vom Europäischen 
Parlament und dem Rat diskutiert werden. 

2. Mitentscheidungsverfahren: In der Regel wird das ordentliche Gesetzgebungsverfahren 
angewendet, bei dem das Europäische Parlament und der Rat gemeinsam über den 
Vorschlag der Kommission abstimmen. 

3. Annahme: Wenn Europäisches Parlament und Rat eine Richtlinie annehmen, sind die 
Mitgliedstaaten verpflichtet, die Ziele der Richtlinie in nationales Recht umzusetzen. 

Richtlinien bieten einen Weg, um gemeinsame Standards und Ziele in der EU zu fördern, während 
den Mitgliedstaaten gleichzeitig die Flexibilität gewährt wird, diese Ziele an ihre spezifischen 
Gegebenheiten anzupassen. Sie tragen dazu bei, eine gewisse Einheitlichkeit in verschiedenen 
Politikbereichen zu erreichen, während gleichzeitig Rücksicht auf nationale Unterschiede 
genommen wird. 

 

3.1.3 Beschlüsse  

Beschlüsse sind ein weiteres Instrument des europäischen Rechts, das von den EU-Institutionen 
verwendet wird, um konkrete Einzelfragen zu regeln oder spezifische Situationen zu lösen. Im 
Vergleich zu Verordnungen und Richtlinien haben Beschlüsse eine begrenzte Reichweite und sind 
oft auf bestimmte Empfänger oder Fälle zugeschnitten. 

Merkmale von Beschlüssen: 

1. Konkrete Einzelfragen: Beschlüsse behandeln spezifische Sachverhalte, Einzelfragen oder 
individuelle Fälle. Sie können sich an bestimmte Institutionen, Organisationen oder 
Einzelpersonen richten. 

2. Verbindlichkeit: Beschlüsse sind für diejenigen, an die sie gerichtet sind, verbindlich. Sie 
müssen von den Empfängern befolgt werden. 

3. Zielgerichtete Wirkung: Beschlüsse können auf bestimmte Mitgliedstaaten, Institutionen 
oder Einzelpersonen abzielen und gezielt auf ihre Bedürfnisse oder Anforderungen 
eingehen. 

4. Begrenzte Reichweite: Da Beschlüsse auf konkrete Fälle oder Fragen zugeschnitten sind, 
haben sie oft eine begrenzte Reichweite und gelten nicht automatisch für alle 
Mitgliedstaaten. 

Beispiele für Beschlüsse: 
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1. Finanzhilfen: Ein Beschluss könnte einem bestimmten Mitgliedstaat Finanzhilfen oder 
Fördermittel für ein spezifisches Projekt gewähren. 

2. Genehmigungen: Ein Beschluss könnte die Genehmigung für den Bau einer bestimmten 
Infrastruktur oder Anlage in einem Mitgliedstaat erteilen. 

3. Sanktionen: Ein Beschluss könnte Sanktionen gegen einen Mitgliedstaat oder eine 
Einzelperson verhängen, die gegen EU-Recht verstoßen hat. 

4. Vertragsabschlüsse: Beschlüsse können von den EU-Institutionen zur Genehmigung von 
internationalen Verträgen oder Abkommen getroffen werden. 

Verfahren zur Erlassung von Beschlüssen: 

1. Initiative: Beschlüsse können von verschiedenen EU-Institutionen, je nach Kontext und 
Rechtsgrundlage, erlassen werden. 

2. Zustimmungsverfahren: In einigen Fällen erfordert die Erlassung von Beschlüssen die 
Zustimmung bestimmter Institutionen oder Gremien, wie beispielsweise des Europäischen 
Parlaments. 

3. Annahme: Sobald ein Beschluss von den zuständigen Organen oder Institutionen 
angenommen wurde, wird er rechtskräftig und gilt für die betreffenden Empfänger. 

Beschlüsse sind ein flexibles Instrument, um gezielte Maßnahmen und Lösungen für bestimmte 
Fälle oder Fragen zu schaffen. Sie ermöglichen es den EU-Institutionen, flexibel auf spezifische 
Bedürfnisse oder Herausforderungen zu reagieren, ohne die umfassende Wirkung von 
Verordnungen oder Richtlinien zu haben. 

 

3.1.4 Empfehlungen und Stellungnahmen  

Neben Verordnungen, Richtlinien und Beschlüssen sind Empfehlungen und Stellungnahmen 
wichtige Instrumente in der Europäischen Union (EU), um politische Leitlinien, Ratschläge und 
Expertenmeinungen zu bestimmten Fragen oder Themenbereichen zu geben. Anders als die 
vorherigen Instrumente haben Empfehlungen und Stellungnahmen keine rechtliche 
Verbindlichkeit, sondern dienen dazu, Orientierung und Unterstützung zu bieten. 

Empfehlungen: 

1. Richtlinien und Leitlinien: Empfehlungen enthalten Ratschläge oder Leitlinien zu 
bestimmten politischen oder praktischen Fragen. Sie richten sich oft an Mitgliedstaaten 
oder andere beteiligte Akteure. 

2. Förderung bewährter Verfahren: Empfehlungen können bewährte Verfahren oder 
Ansätze hervorheben und die Mitgliedstaaten dazu ermutigen, diese zu übernehmen. 

3. Harmonisierung von Praktiken: Empfehlungen können dazu beitragen, Praktiken in den 
Mitgliedstaaten zu harmonisieren, um die Zusammenarbeit und Koordinierung zu 
verbessern. 

Stellungnahmen: 
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1. Expertenmeinungen: Stellungnahmen stammen oft von Experten, die zu bestimmten 
Themenbereichen konsultiert wurden. Sie können auf technischen oder wissenschaftlichen 
Informationen basieren. 

2. Einschätzung von Auswirkungen: Stellungnahmen können Auswirkungen von 
Maßnahmen oder Politiken analysieren und bewerten. 

3. Beratung von Institutionen: Stellungnahmen können von wissenschaftlichen 
Ausschüssen, Gremien oder Experten erstellt werden, um EU-Institutionen bei 
Entscheidungsfindungen zu unterstützen. 

Bedeutung von Empfehlungen und Stellungnahmen: 

1. Informationsquelle: Empfehlungen und Stellungnahmen bieten den EU-Institutionen 
und den Mitgliedstaaten Fachwissen, wissenschaftliche Erkenntnisse und bewährte 
Verfahren. 

2. Orientierungshilfe: Sie können als Orientierungshilfe dienen, wenn es um die 
Entwicklung von Politik, Gesetzgebung oder Praktiken geht. 

3. Unterstützung bei Entscheidungen: Empfehlungen und Stellungnahmen unterstützen 
die EU-Institutionen bei Entscheidungsprozessen, indem sie eine umfassende Bewertung 
von Optionen bieten. 

4. Transparenz: Die Veröffentlichung von Empfehlungen und Stellungnahmen trägt zur 
Transparenz bei und ermöglicht eine informierte öffentliche Debatte. 

5. Beitrag zur Kohärenz: Empfehlungen und Stellungnahmen tragen zur Kohärenz der EU-
Politik und -Maßnahmen bei, indem sie eine gemeinsame Wissensbasis schaffen. 

Empfehlungen und Stellungnahmen sind wichtige Instrumente, um Expertise und Ratschläge in 
die EU-Politik einzubringen. Sie tragen dazu bei, informierte Entscheidungen zu treffen, die auf 
Fachwissen und wissenschaftlichen Erkenntnissen basieren, und fördern die Harmonisierung von 
Praktiken und Ansätzen in der gesamten EU. 

 

3.2.1 Die Initiativrechte der Kommission, des Europäischen Parlaments und des 
Rates  

In der Europäischen Union (EU) haben verschiedene Institutionen das Recht, Gesetzesvorschläge 
einzubringen. Diese Initiativrechte sind grundlegende Mechanismen zur Gestaltung der EU-
Gesetzgebung. Die Europäische Kommission, das Europäische Parlament und der Rat haben 
jeweils eigene Initiativrechte mit unterschiedlichen Zuständigkeiten und Verfahren. 

Initiativrecht der Europäischen Kommission: 

1. Monopol auf bestimmten Politikbereichen: Die Europäische Kommission hat das 
Monopol, Gesetzesvorschläge in bestimmten Politikbereichen vorzulegen, insbesondere in 
denjenigen, die den Binnenmarkt betreffen, wettbewerbsrechtliche Fragen, Landwirtschaft, 
Handel, Umwelt und mehr. 

2. Unabhängiges Initiativrecht: Die Kommission kann eigenständig Gesetzesvorschläge 
erarbeiten und vorlegen, ohne von anderen Institutionen abhängig zu sein. 
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3. Zusammenarbeit mit anderen Institutionen: Die Kommission konsultiert oft das 
Europäische Parlament und den Rat, bevor sie einen Gesetzesvorschlag vorlegt, um 
sicherzustellen, dass die Interessen und Perspektiven der verschiedenen Institutionen 
berücksichtigt werden. 

Initiativrecht des Europäischen Parlaments: 

1. Initiative durch die Mehrheit: Das Europäische Parlament kann die Europäische 
Kommission auffordern, einen bestimmten Vorschlag vorzulegen. Dazu ist eine Mehrheit 
der Abgeordneten und mindestens ein Drittel der Stimmen erforderlich. 

2. Politisches Druckmittel: Das Europäische Parlament kann das Initiativrecht nutzen, um 
politischen Druck auszuüben und bestimmte Themen auf die Tagesordnung zu setzen. 

3. Bereiche mit geteiltem Initiativrecht: In einigen Politikbereichen, wie der Wirtschafts- 
und Sozialpolitik, teilen sich das Europäische Parlament und der Rat das Initiativrecht. 

Initiativrecht des Rates: 

1. Bereiche mit geteiltem Initiativrecht: Wie bereits erwähnt, teilen sich der Rat und das 
Europäische Parlament in einigen Politikbereichen das Initiativrecht, was bedeutet, dass 
sowohl der Rat als auch das Parlament Vorschläge vorlegen können. 

2. Initiative durch die Mehrheit: Im Rat kann ein Mitgliedstaat oder die Europäische 
Kommission einen Gesetzesvorschlag einbringen. Ein Mitgliedstaat kann dies durch eine 
Mehrheit der Mitgliedstaaten unterstützt tun. 

Die Initiativrechte der verschiedenen Institutionen sind so gestaltet, dass eine ausgewogene 
Gesetzgebung gewährleistet wird. Sie ermöglichen es den EU-Institutionen, ihre jeweiligen 
Perspektiven, Kompetenzen und politischen Prioritäten in den Gesetzgebungsprozess 
einzubringen. Dies trägt zur Demokratie, zur Berücksichtigung der Vielfalt der EU-Mitgliedstaaten 
und zur Erreichung gemeinsamer Ziele bei. 

 

3.2.2 Die Mitentscheidungsverfahren und das ordentliche 
Gesetzgebungsverfahren  

Die Mitentscheidungsverfahren, auch bekannt als ordentliches Gesetzgebungsverfahren, sind ein 
wichtiger Teil des Gesetzgebungsprozesses in der Europäischen Union (EU). Sie betreffen die 
Zusammenarbeit zwischen dem Europäischen Parlament und dem Rat der Europäischen Union bei 
der Erlassung von EU-Rechtsakten, wie Verordnungen und Richtlinien. Diese Verfahren stellen 
sicher, dass beide Institutionen in gleichem Maße an der Gesetzgebung beteiligt sind. 

Merkmale der Mitentscheidungsverfahren: 

1. Gleichberechtigte Beteiligung: Sowohl das Europäische Parlament als auch der Rat 
haben bei den Mitentscheidungsverfahren die gleiche Bedeutung. Beide Institutionen 
müssen sich auf den endgültigen Text des Rechtsakts einigen. 
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2. Zwei Lesungen: Der Gesetzgebungsprozess umfasst normalerweise zwei Lesungen, eine 
im Europäischen Parlament und eine im Rat. In einigen Fällen kann eine dritte Lesung 
erforderlich sein, um Meinungsverschiedenheiten beizulegen. 

3. Kompromissverhandlungen: Wenn das Europäische Parlament und der Rat 
unterschiedliche Standpunkte haben, müssen sie sich in Verhandlungen auf einen 
gemeinsamen Text einigen. 

4. Fristen: Es gibt klare Fristen für jede Lesung und für die Verhandlungen zwischen den 
Institutionen, um sicherzustellen, dass der Gesetzgebungsprozess nicht unnötig verzögert 
wird. 

Ablauf des Mitentscheidungsverfahrens: 

1. Erste Lesung: Die Europäische Kommission legt ihren Vorschlag vor. Das Europäische 
Parlament prüft den Vorschlag, nimmt Änderungen vor und verabschiedet seinen 
Standpunkt. 

2. Stellungnahme des Rates: Der Rat überprüft den Vorschlag und nimmt möglicherweise 
Änderungen vor. Der Rat nimmt eine gemeinsame Position ein und übermittelt sie dem 
Europäischen Parlament. 

3. Zweite Lesung: Das Europäische Parlament prüft die Position des Rates und kann weitere 
Änderungen vorschlagen. Wenn das Parlament und der Rat sich nicht einigen können, tritt 
die sogenannte "Verzögerungslösung" in Kraft, bei der der Gesetzgebungsprozess 
vorübergehend gestoppt wird, um Kompromissverhandlungen zu ermöglichen. 

4. Kompromissverhandlungen: Vertreter des Europäischen Parlaments und des Rates 
treffen sich, um einen Kompromiss zu erzielen und den Text des Rechtsakts endgültig 
festzulegen. 

5. Annahme: Wenn das Europäische Parlament und der Rat eine Einigung erzielen, wird der 
Text des Rechtsakts formell angenommen. 

Die Mitentscheidungsverfahren stärken die demokratische Legitimität der EU-Gesetzgebung, da 
sie das Europäische Parlament und den Rat gleichberechtigt in den Prozess einbinden. Dies trägt 
zur Sicherstellung bei, dass die Interessen der EU-Bürgerinnen und -Bürger angemessen 
berücksichtigt werden und die EU-Rechtsakte die Zustimmung beider Institutionen erhalten. 

 

3.2.3 Die Rolle der nationalen Parlamente im EU-Gesetzgebungsprozess  

Die nationalen Parlamente der EU-Mitgliedstaaten spielen eine wichtige Rolle im EU-
Gesetzgebungsprozess. Obwohl die Entscheidungsfindung auf europäischer Ebene stattfindet, 
haben die nationalen Parlamente die Aufgabe, die Interessen und Standpunkte ihrer Länder in 
den EU-Gesetzgebungsprozess einzubringen und die Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips zu 
überwachen. 

Rolle der nationalen Parlamente: 

1. Subsidiaritätskontrolle: Ein zentrales Element der Rolle der nationalen Parlamente ist die 
Subsidiaritätskontrolle. Dies bedeutet, dass die nationalen Parlamente prüfen, ob ein 
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geplanter EU-Rechtsakt auf EU-Ebene erforderlich ist oder besser auf nationaler oder 
regionaler Ebene behandelt werden sollte. 

2. Frühwarnsystem: Die Europäische Kommission ist verpflichtet, alle Gesetzesvorschläge 
an die nationalen Parlamente zu übermitteln. Die nationalen Parlamente haben eine Frist, 
um ihre Meinung zur Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips abzugeben. 

3. Austausch von Informationen: Die nationalen Parlamente haben das Recht, 
Informationen über EU-Gesetzgebungsvorschläge zu erhalten und an Diskussionen 
darüber teilzunehmen. Dies ermöglicht den nationalen Parlamenten, die Auswirkungen 
der EU-Gesetzgebung auf ihre Länder zu bewerten. 

4. Recht auf politischen Dialog: Die nationalen Parlamente können ihre Standpunkte, 
Bedenken und Empfehlungen zum EU-Gesetzgebungsprozess ausdrücken. Sie können 
auch in politischen Dialogen mit der Europäischen Kommission, dem Europäischen 
Parlament und dem Rat teilnehmen. 

Bedingungen für die Subsidiaritätskontrolle: 

1. Subsidiaritätsprotokoll: Das Subsidiaritätsprotokoll ist Teil der EU-Verträge und legt fest, 
wie die Subsidiaritätskontrolle durch die nationalen Parlamente erfolgen soll. 

2. Detaillierte Prüfung: Die nationalen Parlamente prüfen, ob der vorgeschlagene EU-
Rechtsakt besser auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene behandelt werden kann 
und ob die EU-Ebene einen Mehrwert bietet. 

3. Formelle Stellungnahme: Wenn ein Drittel oder mehr der nationalen Parlamente der 
Meinung sind, dass ein Vorschlag gegen das Subsidiaritätsprinzip verstößt, kann eine 
"gelbe Karte" ausgestellt werden. Dies führt zu einer erneuten Prüfung des Vorschlags 
durch die Europäische Kommission. 

Die Rolle der nationalen Parlamente im EU-Gesetzgebungsprozess trägt zur Demokratie, 
Transparenz und Berücksichtigung nationaler Interessen bei. Sie hilft sicherzustellen, dass EU-
Rechtsakte im Einklang mit dem Subsidiaritätsprinzip stehen und die Zuständigkeiten der 
Mitgliedstaaten respektieren. Dies fördert eine effektive Zusammenarbeit zwischen der EU und 
ihren Mitgliedstaaten. 
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4. Die Politikbereiche der Europäischen Union  
 

4.1 Der Binnenmarkt und die Wirtschaftspolitik  

 
 
 

4.1.1 Die vier Grundfreiheiten des Binnenmarktes  

Die vier Grundfreiheiten des Binnenmarktes sind grundlegende Prinzipien der Europäischen Union 
(EU), die darauf abzielen, einen gemeinsamen Wirtschaftsraum zu schaffen, in dem der freie 
Verkehr von Waren, Dienstleistungen, Personen und Kapital gewährleistet ist. Diese 
Grundfreiheiten sind essenziell für die Schaffung eines integrierten und wettbewerbsfähigen 
Binnenmarktes. 

1. Freier Verkehr von Waren: 

Der freie Verkehr von Waren bedeutet, dass Güter und Produkte ohne Zölle, Beschränkungen 
oder Diskriminierungen zwischen den EU-Mitgliedstaaten gehandelt werden können. Diese 
Freiheit zielt darauf ab, Handelshemmnisse zu beseitigen und einen gemeinsamen Markt für 
Waren zu schaffen. 

2. Freier Dienstleistungsverkehr: 

Der freie Dienstleistungsverkehr ermöglicht es Dienstleistungsanbietern, ihre Dienste in anderen 
Mitgliedstaaten anzubieten, ohne unnötige Hürden zu überwinden. Dies fördert die 
grenzüberschreitende Mobilität von Dienstleistern und erweitert den Zugang zu verschiedenen 
Dienstleistungen in der gesamten EU. 

3. Freizügigkeit von Personen: 

Die Freizügigkeit von Personen gewährt EU-Bürgerinnen und -Bürgern das Recht, sich in einem 
anderen EU-Mitgliedstaat niederzulassen, zu arbeiten, zu studieren oder zu leben. Diese Freiheit 
fördert die Mobilität der Arbeitskräfte, den kulturellen Austausch und die Integration. 

4. Freier Kapitalverkehr: 

Der freie Kapitalverkehr erlaubt es Kapital, Zahlungen und Investitionen ohne Einschränkungen 
zwischen den Mitgliedstaaten zu bewegen. Dies trägt zur Förderung von Investitionen, zur 
Finanzierung von Unternehmen und zur Stärkung des EU-Finanzmarkts bei. 

Die vier Grundfreiheiten sind eng miteinander verbunden und ergänzen sich, um einen 
integrierten Binnenmarkt zu schaffen. Sie sind ein wesentlicher Bestandteil der europäischen 
Integration und haben dazu beigetragen, wirtschaftliche Dynamik, Wachstum und 
Wettbewerbsfähigkeit in der EU zu fördern. Dennoch können Herausforderungen wie soziale 
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Absicherung, Arbeitsnormen und der Schutz von Verbrauchern und Umwelt in diesem Kontext 
auftreten und müssen in einem ausgewogenen Rahmen berücksichtigt werden. 

 

4.1.2 Die Eurozone und die Wirtschafts- und Währungsunion  

Die Eurozone ist eine Gruppe von EU-Mitgliedstaaten, die den Euro als gemeinsame Währung 
verwenden. Die Einführung des Euro und die Schaffung der Wirtschafts- und Währungsunion 
(WWU) waren bedeutende Schritte zur Vertiefung der wirtschaftlichen Integration in der 
Europäischen Union (EU). 

Merkmale der Eurozone: 

1. Gemeinsame Währung: Die Mitgliedstaaten der Eurozone haben den Euro als ihre 
offizielle Währung angenommen. Dies erleichtert den Handel, die Investitionen und die 
Reisefreiheit innerhalb dieser Länder. 

2. Gemeinsame Geldpolitik: Die Europäische Zentralbank (EZB) ist für die Geldpolitik der 
Eurozone verantwortlich. Sie trifft Entscheidungen zur Zinspolitik, zur Geldmenge und 
anderen monetären Angelegenheiten. 

3. Stabilitäts- und Wachstumspakt: Die Mitgliedstaaten der Eurozone haben sich auf den 
Stabilitäts- und Wachstumspakt geeinigt, der Haushaltsdisziplin und eine nachhaltige 
Haushaltspolitik sicherstellen soll. 

4. Wirtschaftspolitische Koordinierung: Die Mitgliedstaaten der Eurozone arbeiten eng 
zusammen, um wirtschaftliche Politikbereiche wie Haushaltsdisziplin, Strukturreformen 
und Wachstumsförderung zu koordinieren. 

Herausforderungen der Eurozone: 

1. Wirtschaftliche Divergenz: Die wirtschaftlichen Bedingungen und Leistungsfähigkeiten 
der Eurozone-Mitgliedstaaten können variieren, was zu Ungleichgewichten führen kann. 

2. Haushaltsdisziplin: Die Einhaltung der Haushaltsregeln kann in Zeiten wirtschaftlicher 
Schwierigkeiten eine Herausforderung darstellen. 

3. Fiskalunion: Die Eurozone hat zwar eine gemeinsame Währung, aber keine vollständige 
Fiskalunion, was die koordinierte Reaktion auf Krisen erschweren kann. 

4. Soziale Integration: Während die Eurozone wirtschaftliche Integration gefördert hat, sind 
soziale Unterschiede und Ungleichheiten zwischen den Mitgliedstaaten nach wie vor 
relevant. 

Die Wirtschafts- und Währungsunion sowie die Eurozone zielen darauf ab, die wirtschaftliche 
Integration und Stabilität in der EU zu fördern. Die Eurozone stellt jedoch auch 
Herausforderungen dar, die eine kontinuierliche Anpassung der wirtschaftlichen Governance und 
eine enge Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten erfordern, um die Vorteile der gemeinsamen 
Währung voll auszuschöpfen und gleichzeitig die wirtschaftliche Resilienz zu erhöhen. 
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4.2 Die Außen- und Sicherheitspolitik 

 
 

4.2.1 Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP)  

Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) ist ein Bereich der Europäischen Union 
(EU), der sich auf die gemeinsame Gestaltung von außenpolitischen und sicherheitspolitischen 
Maßnahmen und Strategien konzentriert. Ziel ist es, die internationale Präsenz der EU zu stärken, 
die Friedenssicherung zu fördern und die Werte und Interessen der EU auf globaler Ebene zu 
vertreten. 

Merkmale der GASP: 

1. Zusammenarbeit und Koordinierung: Die EU-Mitgliedstaaten arbeiten in der GASP 
zusammen, um eine gemeinsame Position zu internationalen Themen zu entwickeln und 
zu vertreten. Dies umfasst diplomatische Maßnahmen, Krisenbewältigung und 
Konfliktlösung. 

2. Außenpolitische Instrumente: Die EU nutzt eine Vielzahl von außenpolitischen 
Instrumenten, darunter politischen Dialog, wirtschaftliche Kooperation, humanitäre Hilfe, 
Entwicklungszusammenarbeit und Sanktionen. 

3. Sicherheits- und Verteidigungspolitik: Die GASP umfasst auch die Gemeinsame 
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP), die die Möglichkeit für militärische 
Operationen und friedenserhaltende Maßnahmen bietet. 

4. Strategische Autonomie: Die EU strebt eine größere strategische Autonomie an, um in 
der Lage zu sein, auf internationale Herausforderungen unabhängig zu reagieren und ihre 
Interessen zu verteidigen. 

Instrumente und Maßnahmen der GASP: 

1. Politischer Dialog: Die EU führt politische Dialoge mit Drittstaaten, internationalen 
Organisationen und regionalen Akteuren, um gemeinsame Positionen zu Themen wie 
Menschenrechten, Demokratie, Sicherheit und Wirtschaft zu erarbeiten. 

2. Diplomatie und Vermittlung: Die EU kann diplomatische Mittel nutzen, um in 
internationalen Konflikten zu vermitteln und Frieden zu fördern. 

3. Wirtschaftliche Kooperation: Die EU nutzt wirtschaftliche und handelspolitische Hebel, 
um Einfluss auszuüben und politische Ziele zu erreichen. 

4. Entwicklungszusammenarbeit und humanitäre Hilfe: Die EU setzt ihre finanziellen 
Mittel ein, um Entwicklungsprojekte zu unterstützen und humanitäre Hilfe in 
Krisengebieten zu leisten. 

5. Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik: Die GSVP ermöglicht der EU die 
Durchführung von zivilen und militärischen Operationen zur Krisenbewältigung, 
Konfliktverhütung und Friedenserhaltung. 

Die GASP steht vor Herausforderungen wie der Einigkeit der Mitgliedstaaten in außenpolitischen 
Fragen, der Konsistenz der Maßnahmen und der Wahrung der strategischen Autonomie der EU. 
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Dennoch ist die GASP ein wichtiger Schritt zur Förderung von Frieden, Stabilität und 
internationaler Zusammenarbeit unter den EU-Mitgliedstaaten und ihren Partnern weltweit. 

 

4.2.2 Die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP)  

Die Europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik (ESVP) ist ein Bestandteil der Gemeinsamen 
Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) der Europäischen Union (EU). Die ESVP zielt darauf ab, die 
Fähigkeit der EU zu erhöhen, in Krisen und Konflikten außerhalb ihres Territoriums zu handeln 
und zur Friedenssicherung beizutragen. 

Merkmale der ESVP: 

1. Zivile und Militärische Maßnahmen: Die ESVP umfasst sowohl zivile als auch 
militärische Instrumente und Maßnahmen. Dies ermöglicht der EU, auf eine Vielzahl von 
Sicherheitsbedrohungen und Krisenlagen flexibel zu reagieren. 

2. Krisenbewältigung und Friedenserhaltung: Die ESVP zielt darauf ab, in Krisen und 
Konflikten zu intervenieren, um Frieden zu bewahren, Konflikte zu verhindern und 
nachhaltige Lösungen zu fördern. 

3. Internationale Zusammenarbeit: Die EU arbeitet eng mit internationalen Organisationen 
wie der Vereinten Nationen (UN) und der NATO zusammen, um Sicherheits- und 
Friedensmissionen zu planen und durchzuführen. 

4. Zivil-militärische Koordination: Die ESVP fördert die enge Zusammenarbeit zwischen 
zivilen und militärischen Akteuren, um eine integrierte Herangehensweise an komplexe 
Krisensituationen sicherzustellen. 

Instrumente und Maßnahmen der ESVP: 

1. Zivile Missionen: Die EU kann zivile Missionen zur Unterstützung von Polizei, 
Rechtsstaatlichkeit, Menschenrechten und dem Aufbau von Institutionen in 
Krisenregionen entsenden. 

2. Militärische Operationen: Die EU kann militärische Operationen durchführen, um Krisen 
zu bewältigen und den Frieden zu sichern. Dies kann humanitäre Hilfe, Evakuierung von 
Bürgern oder Friedenserzwingung beinhalten. 

3. Friedensförderung und Kapazitätsaufbau: Die ESVP kann auch den Aufbau von 
Kapazitäten in den Partnerländern unterstützen, um nachhaltige Friedenslösungen zu 
fördern. 

4. Krisenmanagement und Konfliktverhütung: Die EU kann frühzeitig eingreifen, um 
Konflikte zu verhindern oder zu begrenzen, indem sie diplomatische Mittel, politische 
Dialoge und präventive Maßnahmen nutzt. 

Die ESVP trägt zur Stärkung der europäischen Sicherheits- und Verteidigungsfähigkeiten bei und 
ermöglicht es der EU, auf globale Sicherheitsbedrohungen zu reagieren. Sie unterstützt auch die 
Förderung von Stabilität, Frieden und demokratischer Entwicklung in Konfliktgebieten weltweit. 
Die Umsetzung der ESVP erfordert jedoch enge Koordination zwischen den EU-Mitgliedstaaten 
und die Bereitschaft zur Übernahme von Verantwortung für die gemeinsame Sicherheit. 
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4.3 Die Umweltpolitik und Nachhaltigkeit 

 
 

4.3.1 Die Förderung der Umwelt und des Klimaschutzes in der EU  

Die Förderung der Umwelt und des Klimaschutzes sind zentrale Ziele der Europäischen Union 
(EU). Die EU hat sich dazu verpflichtet, die Umwelt zu schützen, die natürlichen Ressourcen 
nachhaltig zu nutzen und den Klimawandel zu bekämpfen. Dies erfolgt durch eine Kombination 
von Gesetzgebung, politischen Maßnahmen und internationaler Zusammenarbeit. 

Merkmale der Umwelt- und Klimapolitik der EU: 

1. Umweltschutzgesetzgebung: Die EU hat eine breite Palette von Gesetzen erlassen, um 
die Umwelt zu schützen. Dies umfasst Bereiche wie Luft- und Wasserverschmutzung, 
Abfallwirtschaft, Naturschutz, Chemikalienregulierung und mehr. 

2. Klimapolitik: Die EU hat das Ziel, bis 2050 klimaneutral zu werden und die 
Treibhausgasemissionen deutlich zu reduzieren. Maßnahmen zur Förderung erneuerbarer 
Energien, Energieeffizienz und einer nachhaltigen Mobilität spielen dabei eine wichtige 
Rolle. 

3. Nachhaltige Entwicklung: Die EU verfolgt den Ansatz der nachhaltigen Entwicklung, der 
wirtschaftliche, soziale und ökologische Aspekte miteinander verknüpft, um langfristige 
Wohlstand und Lebensqualität zu gewährleisten. 

Instrumente und Maßnahmen: 

1. Emissionshandelssystem (EU ETS): Das EU ETS ist das größte Emissionshandelssystem 
der Welt und zielt darauf ab, die Treibhausgasemissionen in der Industrie zu reduzieren, 
indem Emissionsrechte gehandelt werden. 

2. Erneuerbare Energien: Die EU fördert den Ausbau erneuerbarer Energien wie Wind, 
Sonne und Biomasse, um die Abhängigkeit von fossilen Brennstoffen zu verringern. 

3. Energieeffizienz: Die EU setzt Maßnahmen zur Verbesserung der Energieeffizienz in 
Gebäuden, Verkehr und Industrie um, um den Energieverbrauch zu reduzieren. 

4. Umweltschutzrichtlinien: Die EU hat umfangreiche Umweltschutzrichtlinien erlassen, die 
Aspekte wie Luft- und Wasserqualität, Abfallwirtschaft, Artenschutz und 
Umweltverträglichkeitsprüfungen abdecken. 

5. Klimafinanzierung: Die EU unterstützt Entwicklungsländer bei der Anpassung an den 
Klimawandel und bei der Umsetzung von Klimaschutzmaßnahmen durch finanzielle 
Unterstützung. 

Die Förderung der Umwelt und des Klimaschutzes in der EU ist von entscheidender Bedeutung, 
um die negativen Auswirkungen des Klimawandels zu begrenzen und die ökologische 
Nachhaltigkeit zu gewährleisten. Die EU setzt sich auch international für die Umsetzung des 
Pariser Abkommens und die Zusammenarbeit mit anderen Ländern ein, um globale Klimaziele zu 
erreichen. Um diese Ziele zu erreichen, ist eine kontinuierliche Anpassung der Politik und die 
Mobilisierung von Ressourcen erforderlich. 
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4.3.2 Die Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen und Umweltschutzrichtlinien  

Die Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen und Umweltschutzrichtlinien in der Europäischen Union 
(EU) erfordert eine koordinierte Anstrengung auf verschiedenen Ebenen, von der EU-Institutionen 
bis hin zu den Mitgliedstaaten. Diese Ziele und Richtlinien zielen darauf ab, Umweltschutz, 
nachhaltige Entwicklung und den Kampf gegen den Klimawandel zu fördern. 

Umsetzungsprozess: 

1. Gesetzgebung und Normen: Die EU erlässt eine breite Palette von 
Umweltschutzrichtlinien und Gesetzen, die von den EU-Institutionen wie der Europäischen 
Kommission, dem Europäischen Parlament und dem Rat verabschiedet werden. Diese 
Richtlinien setzen Mindeststandards für Umweltschutz und nachhaltige Praktiken fest. 

2. Transposition in nationales Recht: Die Mitgliedstaaten sind verpflichtet, die EU-
Richtlinien in nationales Recht umzusetzen. Dies beinhaltet die Anpassung ihrer 
nationalen Gesetzgebung, um die Vorgaben der EU-Richtlinien zu erfüllen. 

3. Überwachung und Durchsetzung: Die EU und die Mitgliedstaaten überwachen die 
Umsetzung der Richtlinien und die Einhaltung der Umweltvorschriften. Bei 
Nichteinhaltung können rechtliche Schritte und Sanktionen ergriffen werden. 

4. Berichterstattung und Bewertung: Die EU führt regelmäßige Bewertungen durch, um 
die Fortschritte bei der Umsetzung der Umweltschutzrichtlinien zu überprüfen. Die 
Mitgliedstaaten müssen Berichte über ihre Umsetzungsbemühungen vorlegen. 

Beispiele für Umweltschutzrichtlinien: 

1. Wasserrahmenrichtlinie: Diese Richtlinie zielt darauf ab, die Qualität der Gewässer in der 
EU zu verbessern und eine nachhaltige Nutzung der Wasserressourcen sicherzustellen. 

2. Luftqualitätsrichtlinien: Diese Richtlinien legen Grenzwerte für Schadstoffe in der Luft 
fest, um die Luftqualität zu schützen und die Gesundheit der Bürgerinnen und Bürger zu 
gewährleisten. 

3. Abfallrahmenrichtlinie: Diese Richtlinie legt Prinzipien für die Abfallwirtschaft fest, 
einschließlich Abfallvermeidung, Recycling und Entsorgung. 

4. Erneuerbare-Energien-Richtlinie: Diese Richtlinie zielt darauf ab, den Anteil 
erneuerbarer Energien am Energiemix der EU zu erhöhen. 

Herausforderungen bei der Umsetzung: 

1. Koordination: Die Umsetzung erfordert enge Zusammenarbeit zwischen EU-
Institutionen, Mitgliedstaaten, lokalen Behörden und anderen Akteuren. 

2. Bürokratie und Kapazitätsmangel: Die Umsetzung von komplexen Richtlinien erfordert 
oft erhebliche Ressourcen und Kapazitäten, insbesondere in kleineren Mitgliedstaaten. 

3. Widerstand gegen Veränderung: In einigen Fällen können wirtschaftliche Interessen 
oder politische Bedenken die Umsetzung behindern. 
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Die Umsetzung von Nachhaltigkeitszielen und Umweltschutzrichtlinien ist entscheidend, um die 
langfristige Gesundheit der Umwelt, die Lebensqualität der Bürgerinnen und Bürger und die 
Zukunft der kommenden Generationen zu schützen. Dies erfordert kontinuierliche Anstrengungen 
auf nationaler und EU-Ebene, um die Richtlinien wirksam umzusetzen und ihre Ziele zu erreichen. 
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4.4 Die Sozial- und Beschäftigungspolitik 

 
 

4.4.1 Die Förderung sozialer Rechte und der Arbeitsmarktintegration  

Die Förderung sozialer Rechte und die Integration auf dem Arbeitsmarkt sind wesentliche 
Bestandteile der sozialen Dimension der Europäischen Union (EU). Die EU bemüht sich, soziale 
Gerechtigkeit zu fördern, soziale Ausgrenzung zu bekämpfen und sicherzustellen, dass alle 
Bürgerinnen und Bürger Zugang zu angemessenen sozialen Leistungen und Chancen haben. 

Förderung sozialer Rechte: 

1. Europäische Säule sozialer Rechte: Die Europäische Säule sozialer Rechte ist eine 
Initiative, die 20 Grundsätze und Rechte in den Bereichen Chancengleichheit, 
Arbeitsbedingungen, soziale Absicherung und soziale Inklusion umfasst. Sie dient als 
Leitfaden für die soziale Politik der EU und der Mitgliedstaaten. 

2. Sozialer Dialog: Die EU fördert den sozialen Dialog zwischen Arbeitgebern, 
Arbeitnehmern und Regierungen, um gemeinsame Lösungen für soziale und 
arbeitsmarktbezogene Fragen zu finden. 

3. Arbeitsbedingungen: Die EU setzt Standards für faire Arbeitsbedingungen, darunter 
Arbeitszeitregelungen, Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz und der Schutz von 
Arbeitnehmerrechten. 

Arbeitsmarktintegration: 

1. Beschäftigungspolitik: Die EU fördert die Schaffung von Arbeitsplätzen und die 
Steigerung der Beschäftigungschancen durch Maßnahmen wie Arbeitsmarktreformen, 
Qualifikationsförderung und Unterstützung für Langzeitarbeitslose. 

2. Jugendbeschäftigung: Die Initiative "Jugendgarantie" zielt darauf ab, jungen Menschen 
innerhalb von vier Monaten nach Abschluss ihrer Ausbildung oder Arbeitslosigkeit eine 
Arbeitsstelle, Ausbildung, Weiterbildung oder Praktikumsplatz anzubieten. 

3. Arbeitskräftemobilität: Die EU fördert die Freizügigkeit von Arbeitskräften innerhalb der 
EU, um den Zugang zu Beschäftigungsmöglichkeiten in anderen Mitgliedstaaten zu 
erleichtern. 

Herausforderungen: 

1. Arbeitslosigkeit: Insbesondere während wirtschaftlicher Krisen kann Arbeitslosigkeit zu 
sozialen Problemen führen. Die EU setzt Programme zur Schaffung von Arbeitsplätzen 
und zur beruflichen Weiterbildung ein. 

2. Armut und soziale Ausgrenzung: Die Förderung sozialer Rechte zielt darauf ab, Armut 
und soziale Ausgrenzung zu bekämpfen und sicherzustellen, dass alle Bürgerinnen und 
Bürger ein angemessenes Einkommen und Zugang zu grundlegenden Dienstleistungen 
haben. 
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3. Ungleichheit: Die EU setzt sich für die Verringerung sozialer Ungleichheit ein, sowohl 
innerhalb der Mitgliedstaaten als auch zwischen den Mitgliedstaaten. 

Die Förderung sozialer Rechte und die Integration auf dem Arbeitsmarkt sind entscheidend, um 
das soziale Wohlbefinden der Bürgerinnen und Bürger zu gewährleisten, soziale Zusammenhalt zu 
fördern und die Chancengleichheit zu stärken. Dies trägt dazu bei, eine inklusive und gerechte 
Gesellschaft aufzubauen, in der die Menschen ihre Fähigkeiten entfalten können und niemand 
zurückgelassen wird. 

 

4.4.2 Die Rolle der EU bei der Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung  

Die Europäische Union (EU) spielt eine bedeutende Rolle bei der Bekämpfung von Armut und 
sozialer Ausgrenzung in ihren Mitgliedstaaten. Diese Herausforderungen können durch 
wirtschaftliche Ungleichheit, soziale Ungerechtigkeit und strukturelle Probleme entstehen. Die EU 
hat verschiedene Instrumente und Programme entwickelt, um diesen Herausforderungen 
entgegenzuwirken. 

Instrumente und Programme der EU zur Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung: 

1. Europäischer Sozialfonds (ESF): Der ESF fördert Maßnahmen zur Verbesserung der 
Beschäftigungsfähigkeit, zur Integration von benachteiligten Gruppen in den Arbeitsmarkt 
und zur Förderung sozialer Inklusion. 

2. Sozialfonds für die Europäische Union: Dieser Fonds zielt darauf ab, die soziale 
Integration und den sozialen Zusammenhalt zu stärken, indem er finanzielle 
Unterstützung für Programme zur Armutsbekämpfung, Bildungsförderung und soziale 
Dienstleistungen bereitstellt. 

3. Jugendbeschäftigungsinitiative: Diese Initiative unterstützt junge Menschen bei der 
Suche nach Arbeitsplätzen, Ausbildungen, Praktika oder Weiterbildungsmaßnahmen, um 
ihre Beschäftigungschancen zu verbessern. 

4. Europäischer Hilfsfonds für die am stärksten benachteiligten Personen (FEAD): Der 
FEAD unterstützt bedürftige Menschen durch Lebensmittelhilfen, materielle Unterstützung 
und soziale Dienstleistungen. 

5. Programm für Beschäftigung und soziale Innovation (EaSI): EaSI fördert soziale 
Innovationen, die Schaffung von Arbeitsplätzen und die soziale Integration. 

Strategien und Ziele: 

1. Europäische Säule sozialer Rechte: Die Säule stellt soziale Grundrechte und -prinzipien 
fest, die die soziale Integration, faire Arbeitsbedingungen und gerechte Chancen für alle 
Bürgerinnen und Bürger unterstützen. 

2. Europäische Strategie 2020: Diese Strategie zielt darauf ab, das Wachstum inklusiver 
und nachhaltiger zu gestalten, indem sie Ziele für Beschäftigung, Bildung und 
Armutsbekämpfung setzt. 

3. 2030-Agenda für nachhaltige Entwicklung: Die EU verfolgt die Ziele der Vereinten 
Nationen für nachhaltige Entwicklung, einschließlich der Beseitigung von Armut, der 
Förderung von Bildung und der Geschlechtergleichstellung. 
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Herausforderungen: 

1. Wirtschaftliche und soziale Ungleichheit: Die EU muss sich mit struktureller 
Ungleichheit und wirtschaftlichen Disparitäten zwischen den Mitgliedstaaten und 
innerhalb der Gesellschaften auseinandersetzen. 

2. Migration und Integration: Die Integration von Migrantinnen und Migranten in die 
Gesellschaft und den Arbeitsmarkt ist eine wichtige soziale Herausforderung. 

3. Demografischer Wandel: Der demografische Wandel, insbesondere die alternde 
Bevölkerung, erfordert Maßnahmen zur Sicherung des sozialen Schutzes und der 
Altersvorsorge. 

Die Rolle der EU bei der Bekämpfung von Armut und sozialer Ausgrenzung liegt in der Förderung 
von sozialer Gerechtigkeit, Chancengleichheit und sozialer Integration. Durch ihre Programme, 
Politiken und Maßnahmen strebt die EU an, das Wohlbefinden aller Bürgerinnen und Bürger zu 
verbessern und eine inklusive Gesellschaft zu schaffen, in der jeder die Möglichkeit hat, sein volles 
Potenzial zu entfalten. 
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5. Die Beziehungen der Europäischen Union zu den 
Mitgliedstaaten 
 
 

5.1 Das Subsidiaritätsprinzip und die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen 
EU und Mitgliedstaaten  

Das Subsidiaritätsprinzip ist ein grundlegendes Prinzip in der Europäischen Union (EU), das die 
Verteilung der Zuständigkeiten zwischen der EU und den Mitgliedstaaten regelt. Es besagt, dass 
Entscheidungen auf der Ebene getroffen werden sollten, die am nächsten zu den betroffenen 
Bürgerinnen und Bürgern liegt, es sei denn, es gibt klare Gründe für eine gemeinsame EU-
Regelung. 

Subsidiaritätsprinzip im Detail: 

1. Dezentrale Entscheidungsfindung: Das Subsidiaritätsprinzip betont, dass politische 
Entscheidungen auf der niedrigstmöglichen Ebene getroffen werden sollten, um eine 
größere Nähe zu den betroffenen Menschen und eine größere Effizienz zu gewährleisten. 

2. Bereiche mit grenzüberschreitenden Auswirkungen: Die EU sollte sich auf Bereiche 
konzentrieren, die grenzüberschreitende Auswirkungen haben und daher besser auf 
europäischer Ebene geregelt werden können. 

3. Proportionalität: Das Subsidiaritätsprinzip betont auch die Notwendigkeit, dass EU-
Maßnahmen im Verhältnis zur angestrebten Zielsetzung stehen sollten. Das bedeutet, 
dass die EU nur dann handeln sollte, wenn die Ziele nicht ausreichend von den 
Mitgliedstaaten allein erreicht werden können. 

Verteilung der Zuständigkeiten: 

Die EU verfügt über eine begrenzte Zahl von Zuständigkeiten, die in den EU-Verträgen festgelegt 
sind. Die Verteilung der Zuständigkeiten zwischen der EU und den Mitgliedstaaten folgt einem 
Prinzip der geteilten, exklusiven und unterstützenden Zuständigkeiten. 

1. Exklusive Zuständigkeiten: Die EU hat exklusive Zuständigkeit in Bereichen wie 
Zollunion, Wettbewerbspolitik und Handelspolitik. Hier können nur die EU-Institutionen 
Maßnahmen ergreifen. 

2. Geteilte Zuständigkeiten: In den meisten Politikbereichen, wie Umweltschutz, 
Verbraucherschutz und Verkehr, teilen sich die EU und die Mitgliedstaaten die 
Zuständigkeiten. Die EU setzt Mindeststandards fest, während die Mitgliedstaaten 
ergänzende Regelungen treffen können. 

3. Unterstützende Zuständigkeiten: In einigen Bereichen, wie Bildung und Kultur, haben 
die Mitgliedstaaten die Hauptverantwortung. Die EU kann jedoch Maßnahmen ergreifen, 
die die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten unterstützen. 

Subsidiaritätskontrolle: 
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Das Subsidiaritätsprinzip wird durch den "Subsidiaritätscheck" kontrolliert. Wenn eine EU-
Maßnahme vorgeschlagen wird, prüfen die nationalen Parlamente, ob diese Maßnahme besser 
auf nationaler oder regionaler Ebene geregelt werden könnte. Wenn genügend nationale 
Parlamente Bedenken äußern, wird der Vorschlag überprüft. 

Das Subsidiaritätsprinzip soll sicherstellen, dass Entscheidungen auf der richtigen Ebene getroffen 
werden und die EU nur dann handelt, wenn dies notwendig und effektiv ist. Es respektiert die 
Vielfalt der Mitgliedstaaten und fördert die demokratische Teilhabe auf allen Ebenen. 

 

5.2 Die Rolle der Regionen und Städte in der EU-Politik  

Die Regionen und Städte spielen eine wichtige Rolle in der Politik der Europäischen Union (EU). 
Sie sind unmittelbar von den Auswirkungen der EU-Gesetzgebung und -Programme betroffen 
und tragen zur Umsetzung und Gestaltung europäischer Politik bei. Die EU erkennt die 
Bedeutung der regionalen und städtischen Ebene für eine effiziente und bürgernahe 
Politikgestaltung an. 

Die Rolle der Regionen und Städte: 

1. Umsetzung der EU-Gesetzgebung: Die Regionen und Städte sind oft für die Umsetzung 
von EU-Gesetzen und -Programmen auf lokaler und regionaler Ebene verantwortlich. Sie 
setzen europäische Standards in den Bereichen Umweltschutz, Verkehr, Bildung und mehr 
um. 

2. Einbindung in den Politikgestaltungsprozess: Die Europäische Kommission und andere 
EU-Institutionen konsultieren die Regionen und Städte oft, wenn neue Politikvorschläge 
erarbeitet werden. Dies geschieht durch Konsultationen, Dialoge und Veranstaltungen. 

3. Europäischer Ausschuss der Regionen (AdR): Der AdR ist ein beratendes Gremium, das 
aus Vertretern regionaler und lokaler Behörden besteht. Er bringt die Sichtweisen der 
Regionen und Städte in die EU-Politikdiskussion ein. 

4. Städtepartnerschaften und Netzwerke: Viele Städte arbeiten über Grenzen hinweg 
zusammen, um bewährte Praktiken auszutauschen und gemeinsame Herausforderungen 
anzugehen. Diese Partnerschaften und Netzwerke stärken den regionalen Austausch und 
die Zusammenarbeit. 

Vorteile der regionalen und städtischen Ebene: 

1. Bürgernähe: Die regionale und städtische Ebene ist oft näher an den Bürgerinnen und 
Bürgern dran und kann ihre Bedürfnisse und Anliegen besser verstehen. 

2. Vielfalt und Flexibilität: Regionen und Städte haben unterschiedliche Bedürfnisse und 
Herausforderungen. Sie können flexibler auf lokale Gegebenheiten reagieren und 
maßgeschneiderte Lösungen entwickeln. 

3. Innovationskraft: Städte sind oft Zentren der Innovation und können Pilotprojekte für 
neue Ideen und Ansätze initiieren, die später auf größere Gebiete ausgeweitet werden 
können. 

Herausforderungen: 
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1. Kapazitätsmangel: Nicht alle Regionen und Städte haben die gleichen Ressourcen, um 
EU-Programme umzusetzen oder an politischen Diskussionen teilzunehmen. 

2. Koordination: Die EU-Politik erfordert eine enge Zusammenarbeit zwischen 
verschiedenen Ebenen der Verwaltung, was manchmal eine Herausforderung sein kann. 

3. Subsidiaritätsprinzip: Die Auslegung des Subsidiaritätsprinzips und die Verteilung der 
Zuständigkeiten zwischen EU und Mitgliedstaaten können komplex sein. 

Die Rolle der Regionen und Städte in der EU-Politik unterstreicht die Bedeutung eines 
mehrschichtigen Ansatzes zur Politikgestaltung. Die enge Zusammenarbeit zwischen EU, 
Mitgliedstaaten, Regionen und Städten ist entscheidend, um effektive und bürgernahe Lösungen 
für die Herausforderungen der heutigen Zeit zu finden. 

 

5.3 Die Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung und die Bedeutung der 
Zivilgesellschaft  

Die Europäische Union (EU) bemüht sich um eine stärkere Einbindung der Bürgerinnen und 
Bürger in politische Entscheidungsprozesse und erkennt die Bedeutung der Zivilgesellschaft für 
eine demokratische und bürgernahe Politikgestaltung an. Bürgerbeteiligung und die 
Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft sind grundlegende Elemente des europäischen 
Demokratieprinzips. 

Möglichkeiten der Bürgerbeteiligung: 

1. Europäische Bürgerinitiative (EBI): Die EBI ermöglicht es einer Gruppe von mindestens 
einer Million Bürgerinnen und Bürgern aus verschiedenen EU-Mitgliedstaaten, die 
Europäische Kommission aufzufordern, einen Gesetzesvorschlag zu einem bestimmten 
Thema zu prüfen. 

2. Konsultationen und öffentliche Befragungen: Die Europäische Kommission konsultiert 
die Öffentlichkeit und interessierte Interessengruppen oft, wenn neue Gesetzesvorschläge 
erarbeitet werden. Online-Befragungen und Konsultationen bieten den Bürgerinnen und 
Bürgern die Möglichkeit, ihre Meinung zu äußern. 

3. Beteiligung an politischen Diskussionen: Bürgerinnen und Bürger können an 
öffentlichen Veranstaltungen, Konferenzen und Dialogen teilnehmen, um ihre Sichtweisen 
zu teilen und Ideen einzubringen. 

Bedeutung der Zivilgesellschaft: 

1. Interessenvertretung: Die Zivilgesellschaft, bestehend aus 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs), Bürgerinitiativen, Gewerkschaften, Verbänden und 
anderen Gruppen, vertritt die Interessen der Bürgerinnen und Bürger und bringt ihre 
Anliegen in den politischen Diskurs ein. 

2. Kontrolle und Überwachung: Die Zivilgesellschaft spielt eine wichtige Rolle bei der 
Überwachung von politischen Entscheidungen und der Umsetzung von Gesetzen. Sie 
trägt zur Transparenz und Rechenschaftspflicht der EU-Institutionen bei. 
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3. Expertise und Mitgestaltung: Zivilgesellschaftliche Organisationen bringen Fachwissen 
und Expertise in politische Diskussionen ein und tragen zur Entwicklung von Lösungen für 
komplexe Herausforderungen bei. 

Herausforderungen: 

1. Vielfalt der Meinungen: Die EU repräsentiert eine Vielzahl von Interessen und Ansichten. 
Die Herausforderung besteht darin, sicherzustellen, dass die Bürgerbeteiligung 
repräsentativ ist und eine breite Palette von Meinungen abdeckt. 

2. Transparenz und Zugang: Die EU muss sicherstellen, dass Informationen und 
Möglichkeiten zur Beteiligung für alle zugänglich sind, unabhängig von Bildung, Herkunft 
oder sozialen Bedingungen. 

3. Effektivität: Es ist wichtig sicherzustellen, dass die Beteiligung der Bürgerinnen und 
Bürger tatsächlich in politische Entscheidungsprozesse einfließt und nicht nur symbolisch 
ist. 

Die Einbindung der Bürgerinnen und Bürger sowie die Zusammenarbeit mit der Zivilgesellschaft 
sind entscheidend, um die demokratische Legitimität der EU zu stärken, die Qualität der 
politischen Entscheidungen zu verbessern und sicherzustellen, dass die Interessen und 
Bedürfnisse der Menschen angemessen berücksichtigt werden. Dies fördert eine lebendige und 
partizipative Demokratie auf europäischer Ebene. 
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6. Die Erweiterungs- und Nachbarschaftspolitik der Europäischen 
Union 
 

6.1 Die Kriterien und der Prozess der EU-Erweiterung  

Die Erweiterung der Europäischen Union (EU) ist ein Prozess, bei dem neue Länder Mitglieder der 
EU werden können. Die EU hat klare Kriterien und einen strukturierten Prozess für die Aufnahme 
neuer Mitgliedstaaten festgelegt, um sicherzustellen, dass sie die Werte, Normen und Standards 
der EU teilen und in der Lage sind, die Verpflichtungen als Mitglied zu erfüllen. 

Kopenhagener Kriterien: 

Die Kopenhagener Kriterien sind die grundlegenden Anforderungen, die Länder erfüllen müssen, 
um Mitglied der EU zu werden. Sie wurden 1993 in Kopenhagen festgelegt. 

1. Politische Kriterien: Ein Land muss eine stabile Demokratie haben, die Rechtsstaatlichkeit 
gewährleisten, Menschenrechte und Minderheitenschutz respektieren sowie die 
Grundfreiheiten sicherstellen. 

2. Wirtschaftliche Kriterien: Ein Land muss eine funktionierende Marktwirtschaft haben 
und in der Lage sein, dem Wettbewerbsdruck und den Marktkräften der EU standzuhalten. 

3. Akquis-Kriterium: Ein Land muss die EU-Gesetzgebung, die sogenannte "Acquis 
Communautaire", übernehmen und umsetzen können. 

Der Erweiterungsprozess: 

1. Antragstellung: Ein Land, das an einer EU-Mitgliedschaft interessiert ist, stellt einen 
offiziellen Antrag an die EU. 

2. Vorbeitrittsphase: Vor Beginn der Verhandlungen müssen die Kandidatenländer 
Reformen durchführen, um die Kopenhagener Kriterien zu erfüllen. Dies kann politische, 
wirtschaftliche und rechtliche Reformen umfassen. 

3. Verhandlungsphase: Sobald die EU-Kommission bestätigt, dass ein Kandidatenland 
ausreichende Fortschritte gemacht hat, beginnen Verhandlungen über die Bedingungen 
der Mitgliedschaft. Diese Verhandlungen können Jahre dauern. 

4. Abschluss der Verhandlungen: Wenn die Verhandlungen erfolgreich abgeschlossen 
sind, müssen sowohl das Kandidatenland als auch die EU-Mitgliedstaaten dem 
Beitrittsvertrag zustimmen. 

5. Ratifizierung und Referendum: Der Beitrittsvertrag muss von allen EU-Mitgliedstaaten 
ratifiziert werden. In einigen Ländern kann auch ein Referendum zur Zustimmung der 
Bürgerinnen und Bürger erforderlich sein. 

6. Beitritt: Nach Ratifizierung und Erfüllung aller Bedingungen kann das Land offiziell 
Mitglied der EU werden. 

Herausforderungen und Bewertung: 
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Die EU-Erweiterung ist ein komplexer Prozess, der Herausforderungen in Bezug auf politische 
Reformen, wirtschaftliche Anpassungen, soziale Integration und institutionelle Kapazitäten mit 
sich bringt. Jeder Beitrittsprozess wird individuell bewertet, und die EU überwacht die Fortschritte 
des Kandidatenlandes sorgfältig, um sicherzustellen, dass die erforderlichen Standards erfüllt 
werden. 

Die EU-Erweiterung trägt zur Stärkung von Stabilität, Wohlstand und Frieden in Europa bei. Sie 
erweitert den Binnenmarkt, fördert die Zusammenarbeit zwischen den Ländern und vertieft die 
europäische Integration. 

 

6.2 Die Beziehungen der EU zu ihren Nachbarländern  

Die Europäische Union (EU) unterhält enge Beziehungen zu ihren Nachbarländern, um Stabilität, 
Wohlstand und Sicherheit in der Region zu fördern. Diese Beziehungen zielen darauf ab, 
politische und wirtschaftliche Kooperation zu unterstützen, Konflikte zu vermeiden und 
gemeinsame Interessen zu fördern. Es gibt verschiedene Politikinstrumente und Vereinbarungen, 
um diese Beziehungen zu gestalten. 

Politikinstrumente: 

1. Europäische Nachbarschaftspolitik (ENP): Die ENP zielt darauf ab, die Zusammenarbeit 
und Partnerschaft zwischen der EU und ihren östlichen und südlichen Nachbarn zu 
stärken. Sie umfasst politische, wirtschaftliche und sektorale Zusammenarbeit sowie 
Unterstützung für Reformen in den Nachbarländern. 

2. Östliche Partnerschaft: Die Östliche Partnerschaft ist eine spezifische Initiative für die 
Länder im östlichen Teil Europas. Sie zielt darauf ab, politische Assoziation und 
wirtschaftliche Integration zu fördern. 

3. Mittelmeerpolitik: Die EU hat auch eine umfassende Politik für die Länder im 
Mittelmeerraum, um die politische Stabilität und wirtschaftliche Entwicklung in der Region 
zu unterstützen. 

Verschiedene Kooperationsformate: 

1. Assoziierungsabkommen: Diese Abkommen, wie das Assoziierungsabkommen der EU 
mit der Ukraine, ermöglichen eine enge Zusammenarbeit in den Bereichen Wirtschaft, 
Politik und Sicherheit. 

2. Freihandelsabkommen: Die EU schließt Freihandelsabkommen ab, um den Handel und 
die wirtschaftliche Integration mit ihren Nachbarn zu fördern. 

3. Stabilisierungs- und Assoziierungsprozesse: Diese Prozesse sind auf Länder des 
westlichen Balkans ausgerichtet und zielen darauf ab, politische und wirtschaftliche 
Reformen zu unterstützen, um die EU-Annäherung zu fördern. 

Herausforderungen: 
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1. Komplexe geopolitische Situation: Die Nachbarschaft der EU ist vielfältig und von 
geopolitischen Herausforderungen und Konflikten geprägt, die die politische Stabilität 
und Sicherheit beeinträchtigen können. 

2. Wirtschaftliche Disparitäten: Unterschiede in wirtschaftlicher Entwicklung und 
Lebensstandard zwischen der EU und ihren Nachbarn können zu Spannungen führen. 

3. Demokratische Reformen: Die Förderung von Demokratie und Menschenrechten in den 
Nachbarländern kann aufgrund unterschiedlicher politischer und kultureller Kontexte 
komplex sein. 

Die Beziehungen der EU zu ihren Nachbarländern sind ein wichtiger Bestandteil ihrer 
Außenpolitik. Sie tragen zur Stabilisierung der Regionen bei, fördern die wirtschaftliche 
Integration und tragen zur Weiterentwicklung von Frieden, Sicherheit und Wohlstand in Europa 
und darüber hinaus bei. 

 

6.3 Die Politik der Östlichen Partnerschaft und der Euro-Mediterranen 
Partnerschaft  

Die Politik der Östlichen Partnerschaft und der Euro-Mediterranen Partnerschaft sind zwei 
wichtige Initiativen der Europäischen Union (EU), die darauf abzielen, die Beziehungen und 
Kooperation mit den Ländern in den östlichen und südlichen Nachbarregionen zu fördern. Diese 
Partnerschaften sollen politische Stabilität, wirtschaftliche Zusammenarbeit und soziale 
Entwicklung in den betroffenen Regionen unterstützen. 

Östliche Partnerschaft: 

Die Östliche Partnerschaft wurde 2009 ins Leben gerufen und konzentriert sich auf die 
Beziehungen der EU zu sechs Ländern im östlichen Teil Europas: 

1. Armenien 

2. Aserbaidschan 
3. Belarus 

4. Georgien 
5. Moldawien 

6. Ukraine 

Die Ziele der Östlichen Partnerschaft sind vielfältig: 

1. Förderung politischer Assoziation und wirtschaftlicher Integration: Die Partnerschaft 
zielt darauf ab, die politischen Beziehungen zu stärken und die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit zu fördern, einschließlich Freihandelsabkommen und anderen 
wirtschaftlichen Vereinbarungen. 

2. Förderung von Reformen: Die EU unterstützt Reformen in den Partnerländern, um die 
demokratische Governance, die Rechtsstaatlichkeit, die Menschenrechte und die 
wirtschaftliche Entwicklung zu stärken. 
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3. Förderung der Mobilität: Die Östliche Partnerschaft fördert den Austausch von 
Menschen, Bildung und Wissen durch Visaerleichterungen, akademische 
Austauschprogramme und andere Initiativen. 

Euro-Mediterrane Partnerschaft (Mittelmeerpolitik): 

Die Euro-Mediterrane Partnerschaft, auch bekannt als Barcelona-Prozess, wurde 1995 ins Leben 
gerufen und umfasst die Beziehungen der EU zu den Ländern im Mittelmeerraum: 

1. Länder der südlichen Mittelmeerküste 

2. Europäische Mittelmeerländer 

Die Ziele der Euro-Mediterranen Partnerschaft sind ähnlich denen der Östlichen Partnerschaft: 

1. Förderung politischer Stabilität: Die Partnerschaft zielt darauf ab, die politische 
Stabilität und Sicherheit in der Region zu fördern und den Dialog zwischen den Ländern 
zu stärken. 

2. Förderung der wirtschaftlichen Integration: Die EU strebt an, die wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und den Handel zu stärken, um wirtschaftliche Chancen für die 
Partnerländer zu schaffen. 

3. Förderung der sozialen und kulturellen Zusammenarbeit: Die Euro-Mediterrane 
Partnerschaft fördert den Dialog zwischen den Kulturen und Menschen der Region, um 
Verständnis und Austausch zu fördern. 

Herausforderungen: 

1. Politische Herausforderungen: Die geopolitische Lage und die politischen 
Entwicklungen in den Partnerländern können die Umsetzung der Partnerschaftsziele 
beeinträchtigen. 

2. Wirtschaftliche Disparitäten: Die wirtschaftlichen Unterschiede zwischen der EU und 
den Partnerländern können die wirtschaftliche Integration und Entwicklung erschweren. 

3. Sicherheitsprobleme: In beiden Regionen können Konflikte, Terrorismus und andere 
Sicherheitsprobleme die Stabilität und Zusammenarbeit beeinträchtigen. 

Die Politik der Östlichen Partnerschaft und der Euro-Mediterranen Partnerschaft unterstreicht die 
Bedeutung der Zusammenarbeit und Kooperation mit den Nachbarländern der EU. Durch diese 
Partnerschaften versucht die EU, die politische Stabilität, wirtschaftliche Entwicklung und soziale 
Integration in den Regionen zu fördern und gemeinsame Herausforderungen anzugehen. 
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7. Die Herausforderungen und Zukunftsperspektiven der 
Europäischen Union 
 

7.1 Brexit und seine Auswirkungen  

Der Begriff "Brexit" bezieht sich auf den Austritt des Vereinigten Königreichs (UK) aus der 
Europäischen Union (EU) und der Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM). Der Brexit wurde 
durch das Referendum vom 23. Juni 2016 in Großbritannien beschlossen und hatte weitreichende 
politische, wirtschaftliche und soziale Auswirkungen. 

Ablauf des Brexit: 

1. Referendum: Im Juni 2016 stimmten 51,9% der Wähler in Großbritannien für den Austritt 
aus der EU. 

2. Artikel 50: Im März 2017 aktivierte die britische Regierung Artikel 50 des Vertrags über 
die Europäische Union, der den offiziellen Austrittsprozess einleitete. 

3. Verhandlungen: Die EU und das UK verhandelten über den Austrittsvertrag, der die 
Bedingungen des Austritts und eine Übergangsphase regelte. 

4. Austrittsdatum: Der offizielle Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU erfolgte am 
31. Januar 2020 um 23:00 Uhr (MEZ). 

5. Übergangsphase: Eine Übergangsphase dauerte bis zum 31. Dezember 2020, in der das 
UK weiterhin die EU-Regeln und -Gesetze befolgte, während die langfristigen 
Beziehungen verhandelt wurden. 

Auswirkungen des Brexit: 

1. Wirtschaftliche Auswirkungen: Der Brexit hatte Auswirkungen auf den Handel zwischen 
dem UK und der EU, insbesondere aufgrund neuer Zoll- und Handelsregelungen. 
Unternehmen mussten sich auf bürokratische Hürden und Kosten bei der 
Warenbewegung einstellen. 

2. Arbeitsmigration und Freizügigkeit: Die Freizügigkeit von EU-Bürgern in das UK und 
umgekehrt endete. Dies hatte Konsequenzen für Arbeitsmigration, den Arbeitsmarkt und 
den Zugang zu Fachkräften. 

3. Politische Dynamik: Der Brexit führte zu einer Neubewertung der politischen 
Beziehungen innerhalb des UK und beeinflusste die Debatte über die Zukunft von 
Schottland und Nordirland. 

4. Internationale Beziehungen: Das UK musste neue Handelsabkommen mit Ländern und 
Regionen außerhalb der EU verhandeln. 

5. Rechtliche und regulatorische Anpassungen: Das UK musste seine Gesetzgebung und 
Regulierung in vielen Bereichen neu gestalten, da es nicht mehr an EU-Recht gebunden 
war. 

6. Irland: Die Frage der offenen Grenze zwischen Nordirland (Teil des UK) und der Republik 
Irland (EU-Mitglied) war ein zentrales Thema in den Brexit-Verhandlungen, um den 
Friedensprozess in Nordirland zu schützen. 
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7. EU-Einheit: Der Brexit hat die EU selbst dazu veranlasst, ihre eigenen Herausforderungen 
und Reformen zu überdenken und die Zusammenarbeit unter den verbleibenden 
Mitgliedstaaten zu stärken. 

Herausforderungen und Chancen: 

1. Wirtschaftliche Anpassungen: Unternehmen und Wirtschaftssektoren mussten sich auf 
neue Handelsregelungen einstellen, was sowohl Herausforderungen als auch Chancen mit 
sich brachte. 

2. Politische Neuausrichtung: Der Brexit führte zu einer Neudefinition der Rolle des UK in 
der Weltpolitik und zu einer Überprüfung der politischen Prioritäten. 

3. Zukünftige Beziehungen: Das UK und die EU müssen weiterhin ihre langfristigen 
Beziehungen in Bereichen wie Handel, Sicherheit, Zusammenarbeit in Forschung und 
Bildung gestalten. 

Der Brexit war ein historisches Ereignis mit weitreichenden Auswirkungen auf das Vereinigte 
Königreich, die Europäische Union und die internationale Politik. Die Folgen des Brexit werden 
noch viele Jahre lang in verschiedenen Bereichen spürbar sein. 

 

7.2 Die Frage der Vertiefung und weiteren Integration  

Die Frage der Vertiefung und weiteren Integration innerhalb der Europäischen Union (EU) ist ein 
kontinuierliches Thema, das die Zukunft der EU gestaltet. Während einige Mitgliedstaaten eine 
engere Integration befürworten, gibt es auch andere, die eine stärkere Betonung der nationalen 
Souveränität bevorzugen. Diese Debatte betrifft verschiedene Aspekte der EU-Politik und -
Struktur. 

Argumente für eine weitere Integration: 

1. Effizienz: Eine engere Integration könnte die Effizienz der Entscheidungsprozesse der EU 
erhöhen und das Funktionieren der Institutionen verbessern. 

2. Gemeinsame Herausforderungen: Angelegenheiten wie Klimawandel, Migration, 
Terrorismus und Wirtschaftskrisen erfordern oft gemeinsame EU-weite Lösungen. 

3. Stärkung der EU-Rolle auf der Weltbühne: Eine enge Integration könnte die EU 
befähigen, auf globaler Ebene als starker Akteur aufzutreten. 

4. Schaffung eines einheitlicheren Binnenmarktes: Eine tiefere Integration könnte die 
Harmonisierung von Regulierungen und Standards erleichtern und den Binnenmarkt 
stärken. 

Argumente gegen eine weitere Integration: 

1. Subsidiaritätsprinzip: Einige Mitgliedstaaten befürchten, dass eine weitere Integration 
die nationale Souveränität beeinträchtigen und gegen das Subsidiaritätsprinzip verstoßen 
könnte. 
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2. Demokratische Legitimität: Eine engere Integration könnte als undemokratisch 
wahrgenommen werden, da einige Entscheidungen von den nationalen Parlamenten 
entfernt sein könnten. 

3. Vielfalt der Mitgliedstaaten: Die EU besteht aus Ländern mit unterschiedlichen Kulturen, 
Traditionen und wirtschaftlichen Bedingungen, was die Vereinheitlichung erschweren 
kann. 

4. Befürchtung vor einem "Superstaat": Einige Kritiker sehen die Gefahr einer zu starken 
Zentralisierung der Macht in Brüssel und einer Entwicklung hin zu einem "Superstaat". 

Aktuelle Entwicklungen und Herausforderungen: 

1. Brexit: Der Austritt des Vereinigten Königreichs aus der EU hat die Debatte über die 
zukünftige Ausrichtung der EU verstärkt und Veränderungen in der EU-Dynamik 
ausgelöst. 

2. Demokratischer Dialog: Die EU hat Bemühungen unternommen, den demokratischen 
Dialog und die Beteiligung der Bürgerinnen und Bürger an politischen 
Entscheidungsprozessen zu stärken. 

3. Reform der EU-Institutionen: Diskussionen über die Reform der EU-Institutionen und 
die Stärkung der Rolle des Europäischen Parlaments sind im Gange. 

4. Mehr Geschwindigkeiten: Einige Mitgliedstaaten haben die Idee befürwortet, dass nicht 
alle Länder in allen Bereichen der Integration auf dem gleichen Niveau sein müssen, was 
zu unterschiedlichen "Geschwindigkeiten" führen könnte. 

Die Frage der Vertiefung und weiteren Integration ist komplex und berührt die Grundprinzipien 
der EU. Die EU wird weiterhin nach einem Gleichgewicht zwischen einer stärkeren Integration und 
der Wahrung der Souveränität der Mitgliedstaaten suchen, um die Herausforderungen des 21. 
Jahrhunderts erfolgreich zu bewältigen. 

2 / 2 

 

7.3 Die Rolle der Europäischen Union in der globalen Politik  

Die Europäische Union (EU) spielt eine bedeutende Rolle in der globalen Politik und 
internationalen Angelegenheiten. Ihre Position basiert auf ihrem wirtschaftlichen Gewicht, ihren 
politischen Werten und ihrem Engagement für Frieden, Stabilität und nachhaltige Entwicklung. 
Hier sind einige Aspekte ihrer Rolle in der globalen Arena: 

1. Wirtschaftliche Bedeutung: 

Die EU ist einer der größten Wirtschaftsräume der Welt. Ihr Binnenmarkt bietet eine riesige 
Nachfrage nach Waren und Dienstleistungen und zieht Handelspartner an. Die EU ist auch ein 
wichtiger Investor und Geber von Entwicklungshilfe. 

2. Förderung von Frieden und Stabilität: 
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Die EU wurde nach den Erfahrungen zweier Weltkriege gegründet, um Frieden und Stabilität in 
Europa zu gewährleisten. Sie hat zur Konfliktlösung und Friedensförderung in verschiedenen 
Teilen der Welt beigetragen, darunter auf dem Balkan, im Nahen Osten und in Afrika. 

3. Menschenrechte und Demokratie: 

Die EU setzt sich für Menschenrechte, Demokratie und Rechtsstaatlichkeit ein. Sie unterstützt die 
Förderung dieser Werte in ihren Außenbeziehungen und tritt für die Achtung der Grundrechte 
weltweit ein. 

4. Handelsbeziehungen und Globalisierung: 

Die EU ist ein wichtiger Akteur im internationalen Handelssystem. Sie verhandelt 
Handelsabkommen, fördert fairen Handel und versucht, globalen Handelskonflikten 
entgegenzuwirken. 

5. Klimawandel und Umweltschutz: 

Die EU engagiert sich für den Klimaschutz und setzt sich für internationale Abkommen zur 
Bekämpfung des Klimawandels ein, wie das Pariser Abkommen. Sie fördert nachhaltige 
Entwicklung und Umweltschutz. 

6. Entwicklungszusammenarbeit: 

Die EU ist ein großer Geber von Entwicklungshilfe und unterstützt Programme zur 
Armutsbekämpfung, Bildung, Gesundheit und nachhaltiger Entwicklung in ärmeren Ländern. 

7. Internationale Sicherheit: 

Die EU fördert die internationale Sicherheit durch diplomatische Bemühungen, Konfliktverhütung, 
Abrüstung und humanitäre Hilfe in Krisenregionen. 

8. Diplomatische Präsenz: 

Die EU vertritt ihre Mitgliedstaaten in internationalen Foren wie den Vereinten Nationen, der 
Welthandelsorganisation (WTO) und der G20. 

Herausforderungen: 

1. Interne Konsolidierung: Die EU muss sich weiterhin auf die Konsolidierung ihrer internen 
Zusammenarbeit konzentrieren, um auf globaler Ebene als starker und einheitlicher 
Akteur auftreten zu können. 

2. Multilaterale Zusammenarbeit: Die EU muss sich in einer Welt, die von neuen 
Herausforderungen und Rivalitäten geprägt ist, für multilaterale Zusammenarbeit und 
Regeln einsetzen. 
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3. Machtverhältnisse: Die EU steht im Wettbewerb mit anderen großen Akteuren wie den 
USA, China und Russland. Sie muss ihre Position behaupten und ihren Einfluss stärken. 

Die EU bleibt bestrebt, eine aktive Rolle in der globalen Politik zu spielen, um Frieden, Stabilität 
und Wohlstand zu fördern und internationale Herausforderungen anzugehen. Ihre Fähigkeit, ihre 
Werte, Ressourcen und politische Macht einzusetzen, wird maßgeblich dazu beitragen, wie 
effektiv sie in der Weltbühne agieren kann. 

 

Anhang (Tabellen, Abbildungen, Dokumente)  
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